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Vollzug des Ausländerrechts;  
Beschäftigung und Berufsausbildung von Asylbewerbern und Geduldeten 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Zweite Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht (BGBl. 2019 I, 

S. 1294) hat das Recht der Beschäftigung und Berufsausbildung von Asylbewer-

bern im laufenden Asylverfahren durch die Neuregelung des § 61 AsylG wesent-

lich geändert. Vor diesem Hintergrund werden die Vollzugshinweise vom

04.03.2019, Az. F3-2081-1-64, wie folgt angepasst (die Neuregelungen sind durch

Schreibweise in rot ersichtlich). Das Bundesministerium des Innern, für Bau und

Heimat (BMI) hat angekündigt, bundeseinheitliche Anwendungshinweise zum Ge-

setz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung und zu § 61 AsylG n. F. zu

erlassen. Die nachfolgenden Ausführungen gelten deshalb nur vorläufig und wer-

den ggf. später durch das StMI an die Anwendungshinweise des Bundes ange-

passt.
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1. Erlaubnispflichtige Beschäftigungen 
 

1.1 Allgemeines 
 

Nach § 4 Abs. 3 Sätze 1 und 3 AufenthG besteht für Ausländer ein 

grundsätzliches gesetzliches Erwerbstätigkeitsverbot mit Erlaubnisvor-

behalt. Erwerbstätigkeit stellt dabei einen Oberbegriff dar, der gemäß 

§ 2 Abs. 2 AufenthG die selbständige Tätigkeit und die (nichtselbstän-

dige) Beschäftigung im Sinn des § 7 SGB IV umfasst. Nach § 4 Abs. 3 

Satz 1 AufenthG ist eine Erwerbstätigkeit grundsätzlich nur dann mög-

lich, wenn ein Aufenthaltstitel vorliegt. Geduldeten kann die Beschäfti-

gung jedoch nach § 4 Abs. 3 Satz 3 AufenthG erlaubt werden, wenn die 

Voraussetzungen von § 32 BeschV i. V. m. § 42 Abs. 2 Nr. 5 AufenthG 

vorliegen. Es handelt sich dabei um eine Ermessensentscheidung der 

Ausländerbehörde (vgl. Ziffern 4.3.3 und 42.2.1.2.3 AVwV-AufenthG).  

 

Sofern es sich bei der Tätigkeit, die der Geduldete aufzunehmen beab-

sichtigt, um eine Beschäftigung im Sinn des § 7 SGB IV handelt, bedarf 

es zur Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis gemäß § 32 BeschV 

grundsätzlich der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit (BA). Aus-

nahmen, in denen es keiner Zustimmung der BA bedarf, sind in § 32 

Abs. 2 BeschV geregelt. Dazu zählt nach § 32 Abs. 2 Nr. 2 BeschV 

auch eine Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder ver-

gleichbar geregelten Ausbildungsberuf.  

 

Für die Beschäftigung von Asylbewerbern stellt sich die Situation in-

folge des Zweiten Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Ausreise-

pflicht differenziert dar. Hier gilt ebenfalls ein gesetzliches Erwerbstätig-

keitsverbot mit Erlaubnisvorbehalt. Für Asylbewerber gibt es einerseits 

verschiedene gesetzliche Beschäftigungsverbote, andererseits besteht 

in bestimmten Situationen ein Anspruch auf eine Beschäftigungserlaub-

nis (Ziffern 2.1.2 und 2.2.3). Im Übrigen steht die Erteilung einer Be-

schäftigungserlaubnis für Asylbewerber im Ermessen der Ausländerbe-

hörde (Ziffern 2.2.2).  
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Wurde einem Asylbewerber eine Beschäftigungserlaubnis erteilt, ist zu 

beachten, dass nach Ablehnung des Asylantrages und Eintritt der Voll-

ziehbarkeit der Ausreisepflicht die Aufenthaltsgestattung erlischt (vgl. 

§ 67 AsylG) und damit im Zusammenhang mit der Erteilung einer Dul-

dung neu über eine Beschäftigungserlaubnis nach den Umständen des 

Einzelfalls zu entscheiden ist. Denn § 4 Abs. 3 Satz 3 AufenthG i. V. m. 

§ 32 BeschV lassen (nach Abschluss des Asylverfahrens) eine Beschäf-

tigungserlaubnis nur für Duldungsinhaber zu. Kann eine Duldung man-

gels Duldungsgrundes aber nicht erteilt werden, weil der Ausreise bzw. 

Abschiebung nichts entgegensteht, ist auch die Erteilung bzw. Verlänge-

rung einer Beschäftigungserlaubnis nicht möglich, weil dann das gesetz-

liche Erwerbstätigkeitsverbot nach § 4 Abs. 3 Satz 1 AufenthG eingreift, 

ohne dass Aufenthaltsgesetz oder Beschäftigungsverordnung für diese 

Personengruppe eine Ausnahme zuließen.  

 

1.2 Erlaubnisfreiheit von berufsschulbegleitenden Praktika 
 

Die Erfüllung der Berufsschulpflicht durch jugendliche Asylbewerber  

oder Geduldete erfolgt, soweit es sich nicht um eine duale Berufsausbil-

dung handelt, nach verschiedenen Modellen (Berufsvorbereitungsjahr, 

Berufsintegrationsjahr usw.), denen gemeinsam ist, dass die (Berufs-) 

Schüler an betrieblichen Praktika teilnehmen (vgl. auch § 5 Abs. 3 der 

Berufsschulordnung – BSO).  

 

Praktische Tätigkeiten bedürfen nur dann einer Genehmigung durch die 

Ausländerbehörde nach § 61 Abs. 2 AsylG bzw. nach §§ 4 Abs. 3 

Satz 3, 42 Abs. 2 Nr. 5 AufenthG (i. V. m. § 32 BeschV), wenn eine Be-

schäftigung vorliegt. Hierfür kommt es darauf an, ob die Tätigkeit in die 

schulischen Maßnahmen zur Berufsvorbereitung (Erfüllung der Berufs-

schulpflicht) bzw. in die schulische Berufsausbildung integriert ist oder 

ob der Schwerpunkt bei einer beruflichen Ausbildung oder sonstigen be-

ruflichen Tätigkeit liegt.  

 

Die im Rahmen der Erfüllung der Berufsschulpflicht vorgesehenen Prak-

tika erfüllen regelmäßig die Voraussetzungen einer Integration in den 
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schulischen Bildungsgang. Indizien hierfür sind, dass eine Vertragsbe-

ziehung nur zwischen Schule und Betrieb besteht und der Schüler vom 

Betrieb keine Vergütung erhält. Sie sind unter der Voraussetzung, dass 

die Tätigkeit lediglich bis zu 90 Tagen innerhalb eines Zeitraums von 

zwölf Monaten ausgeübt wird, nach § 30 Nr. 2 BeschV nicht als Be-

schäftigung i. S. d. AufenthG anzusehen. Eine Erlaubnispflicht durch die 

Ausländerbehörde besteht daher nicht.  

 

Bei schulischen Berufsaus- und Weiterbildungen sowie der fachprakti-

schen Ausbildung im Rahmen des Besuchs der Fachoberschule liegt 

unabhängig davon, ob eine Ausbildungs- oder Praktikumsvergütung ge-

währt wird, keine Erlaubnispflicht im Sinn des Aufenthaltsgesetzes vor. 

 

Unverändert bleibt es für die duale Berufsausbildung dabei, dass es sich 

bei dem betrieblichen Teil um eine erlaubnispflichtige Beschäftigung 

i. S. d. Aufenthaltsgesetzes, des Asylgesetzes und der Beschäftigungs-

verordnung handelt. 
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2. Beschäftigung und Berufsausbildung von Asylbewerbern 
 

Das Zweite Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht hat 

das Recht der Beschäftigung und Berufsausbildung von Asylbewerbern 

durch die Neuregelung des § 61 AsylG wesentlich geändert, der am 

21.08.2019 in Kraft getreten ist.  

 

2.1 Erwerbstätigkeit von Asylbewerbern während des Aufenthalts in ei-
ner Aufnahmeeinrichtung, § 61 Abs. 1 AsylG 

 

2.1.1 Erwerbstätigkeitsverbot während der ersten neun Monate nach der Stel-

lung des Asylantrages, § 61 Abs. 1 Satz 1 AsylG 

Bei Asylbewerbern, die verpflichtet sind in einer Aufnahmeeinrichtung zu 

wohnen, gilt während der ersten neun Monate nach der Stellung des 

Asylantrages gem. § 61 Abs. 1 AsylG ein absolutes Erwerbstätigkeits-

verbot. Stellung des Asylantrages ist die förmliche Antragstellung nach 

§ 14 AsylG; maßgeblich ist das im Ausländerzentralregister eingetra-

gene Datum der Antragstellung. Alle ANKER (ANKER-Einrichtungen 

und Unterkunfts-Dependancen) sind Aufnahmeeinrichtungen im vorge-

nannten Sinn.  

 

2.1.2 Anspruch auf Beschäftigungserlaubnis nach neun Monaten nach der 

Stellung des Asylantrages, § 61 Abs. 1 Satz 2 AsylG  

Neun Monate nach der Stellung des Asylantrages hat ein Asylbewerber 

gem. § 61 Abs. 1 Satz 2 AsylG einen Anspruch auf Erteilung einer Be-

schäftigungserlaubnis, soweit er kumulativ folgende Voraussetzungen 

erfüllt: 

 

2.1.2.1 Antrag auf Beschäftigungserlaubnis 

Ein Antrag auf Beschäftigungserlaubnis zur Aufnahme einer Beschäfti-

gung muss vorliegen. Der Begriff „Beschäftigung“ umfasst nach § 7 

Abs. 2 SGB IV auch die betriebliche Berufsausbildung. Allerdings fehlt 

für einen Antrag auf eine qualifizierte Berufsausbildung in der Regel 

dann das Sachentscheidungsinteresse, wenn absehbar ist, dass die 

Ausbildung im Falle des Eintritts der vollziehbaren Ausreisepflicht nicht 

fortgesetzt werden kann, da eine unvollständige Ausbildung regelmäßig 
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nutzlos ist. Das ist der Fall, wenn die Erteilung einer Ausbildungsdul-

dung wegen einer Straftat nach § 60a Abs. 2 Satz 6 AufenthG gesetz-

lich ausgeschlossen wäre. Das gleiche gilt für Asylbewerber, die Bezüge 

zu extremistischen oder terroristischen Organisationen haben oder 

diese unterstützt haben oder gegen die eine Ausweisungsverfügung er-

lassen wurde, da in solchen Fällen die Ausbildung wegen der zum 

01.01.2020 in Kraft tretenden Regelung in § 60c Abs. 2 Nr. 4 AufenthG 

n.F. nicht zu Ende geführt werden kann. Besteht der Verdacht, dass ein 

Asylbewerber Bezüge zu extremistischen oder terroristischen Organisa-

tionen hat, soll die Zentralstelle für Ausländerextremismus, Sachgebiet 

32, beim Landesamt für Asyl und Rückführungen (LfAR) kontaktiert wer-

den. Im Falle einer Abschiebungsanordnung gem. § 58a AufenthG er-

lischt mit deren Bekanntgabe gem. § 67 Abs. 1 Nr. 5a AsylG die Aufent-

haltsgestattung, so dass § 61 AsylG ebenfalls nicht anwendbar ist. 

 

2.1.2.2 Asylverfahren ist innerhalb von neun Monaten nach der Stellung des 

Asylantrags nicht unanfechtbar abgeschlossen, § 61 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 

AsylG 

 

Die neunmonatige Frist beginnt mit dem im Ausländerzentralregister 

eingetragenen Datum der Asylantragstellung und läuft während des Be-

stehens der asylbedingten Aufenthaltsgestattung. Sie ist nach Art. 31 

BayVwVfG i. V. m. §§ 187 Abs. 1, 188 Abs. 2, 3 BGB als Ereignisfrist zu 

berechnen.  

 

Obwohl der Wortlaut des § 61 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 AsylG auf den unan-

fechtbaren Abschluss des Asylverfahrens abstellt, wird durch die Aus-

schlusstatbestände in § 61 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 und Nr. 4 AsylG sicherge-

stellt, dass in denjenigen Fällen, in denen der Asylantragsteller aus ei-

nem sicheren Herkunftsstaat stammt oder der Asylantrag als offensicht-

lich unbegründet oder als unzulässig abgelehnt wurde - und damit in 

denjenigen Fällen, in denen bereits vor Abschluss des Hauptsachever-

fahrens die vollziehbare Ausreisepflicht eintreten kann - trotz noch nicht 

unanfechtbar abgeschlossenem Asylverfahren kein Anspruch auf Ertei-
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lung einer Be-schäftigungserlaubnis besteht. Insofern ist für die An-

wendbarkeit von § 61 Abs. 1 Satz 2 AsylG an den Bestand der Aufent-

haltsgestattung anzuknüpfen, deren Erlöschenstatbestände in § 67 

AsylG geregelt sind. 

 

Im Asylfolgeverfahren nach § 71 AsylG ist die Vorschrift erst dann wie-

der anwendbar, wenn bei Vorliegen eines Wiederaufgreifensgrundes 

vom BAMF ein weiteres Asylverfahren eingeleitet wird und erneut eine 

Aufenthaltsgestattung besteht; ab diesem Zeitpunkt fängt die neunmo-

natige Frist neu an zu laufen. 

 

Im Fall eines Zweitantrags nach § 71a AsylG gilt der Ausländer bis zur 

Entscheidung des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF), ob 

ein weiteres Asylverfahren durchgeführt wird, nach § 71a Abs. 3 Satz 1 

AsylG kraft Gesetzes als geduldet. Da § 71a Abs. 3 Satz 2 AsylG – ne-

ben der Wohnsitznahmeverpflichtung in der Aufnahmeeinrichtung – 

aber auch anordnet, dass § 61 AsylG entsprechend gilt, ist für den Be-

ginn des Fristlaufs nach § 61 Abs. 1 Satz 2 AsylG bereits die Stellung 

des Zweitantrags maßgeblich. Wird vom BAMF die Durchführung eines 

weiteren Asylverfahrens abgelehnt und der Zweitantrag folglich nach 

§ 29 Abs. 1 Nr. 5 AsylG als unzulässig abgelehnt, hat eine Klage hierge-

gen keine aufschiebende Wirkung und spätestens mit einer etwaigen 

negativen Entscheidung im Eilrechtsschutz (§ 71a Abs. 3 Satz 2 i. V. m. 

§ 36 Abs. 3 AsylG) wird die Abschiebungsandrohung vollziehbar. Inso-

weit ist dann § 61 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 AsylG einschlägig. Führt das 

BAMF ein weiteres Asylverfahren durch, ist der Aufenthalt des Auslän-

ders dann gestattet, sodass für die weitere Anwendbarkeit des § 61 

Abs. 1 Satz 2 AsylG an den Bestand der Aufenthaltsgestattung und de-

ren Erlöschenstatbestände in § 67 AsylG anzuknüpfen ist (siehe hierzu 

bereits obige Ausführungen). 
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2.1.2.3 die Bundesagentur für Arbeit hat zugestimmt oder durch Rechtsverord-

nung ist bestimmt, dass die Ausübung der Beschäftigung ohne Zustim-

mung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist, § 61 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 

AsylG 

Die Beschäftigung bedarf grundsätzlich der Zustimmung der Bunde-

sagentur für Arbeit (BA), sofern nicht gemäß § 32 Abs. 2 BeschV eine 

Ausnahme von der Zustimmungspflicht gilt (wie etwa für Berufsausbil-

dungen in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten 

Ausbildungsberuf – § 32 Abs. 2 Nr.  2 BeschV). Für die Zustimmung der 

BA gelten die §§ 39, 40 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 sowie die §§ 41 und 42 

AufenthG entsprechend (§ 61 Abs. 1 Satz 4 AsylG). 

 

2.1.2.4 der Ausländer ist nicht Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaa-

tes (§ 29a), § 61 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AsylG 

Sichere Herkunftsstaaten sind nach § 29a Abs. 2 AsylG i. V. m. mit An-

lage II zum AsylG derzeit die Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

sowie Albanien, Bosnien und Herzegowina, Mazedonien, Kosovo, Mon-

tenegro und Serbien sowie Ghana und Senegal. Ausgeschlossen sind 

alle Personen aus sicheren Herkunftsstaaten, unabhängig vom Datum 

der Stellung ihres Asylantrages. 

 

2.1.2.5 der Asylantrag nicht als offensichtlich unbegründet oder als unzulässig 

abgelehnt wurde, es sei denn, das Verwaltungsgericht hat die aufschie-

bende Wirkung der Klage gegen die Entscheidung des Bundesamtes 

angeordnet, § 61 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 AsylG 

 

Siehe hierzu bereits Ziffer 2.1.2.2. 
 

2.2 Erwerbstätigkeit bei Asylbewerbern, die nicht verpflichtet sind in 
einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, § 61 Abs. 2 AsylG  
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2.2.1 Erwerbstätigkeitsverbot während der ersten drei Monate des gestatteten 

Aufenthalts in Deutschland, § 61 Abs. 2 Satz 1, 2. HS 

Während der ersten drei Monate des gestatteten Aufenthalts im Bun-

desgebiet gilt gem. § 61 Abs. 2 Satz 1, 2. HS. ein absolutes Erwerbstä-

tigkeitsverbot. Die Aufenthaltsgestattung entsteht gemäß § 55 Abs.1 

Satz 1 AsylG grundsätzlich bereits mit Ausstellung des Ankunftsnach-

weises nach § 63a Abs. 1 AsylG. Ein geduldeter oder rechtmäßiger Vo-

raufenthalt wird auf die dreimonatige Wartezeit angerechnet (§ 61 

Abs. 2 Satz 2 AsylG). 

 

2.2.2 Erwerbstätigkeit im Zeitraum von drei bis neun Monaten des gestatteten 

Aufenthalts in Deutschland, § 61 Abs. 2 AsylG 

Gem. § 61 Abs. 2 AsylG steht die Erteilung einer Beschäftigungserlaub-

nis nach Ablauf von drei Monaten bis neun Monaten des gestatteten 

Aufenthalts unter folgenden kumulativen Voraussetzungen im pflichtge-

mäßen Ermessen der Ausländerbehörde: 

 

2.2.2.1 die Bundesagentur für Arbeit hat zugestimmt oder durch Rechtsverord-

nung ist bestimmt, dass die Ausübung der Beschäftigung ohne Zustim-

mung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist, § 61 Abs. 2 Satz 1, 3 

AsylG 

 

Die Beschäftigung bedarf grundsätzlich der Zustimmung der BA, sofern 

nicht gemäß § 32 Abs. 2 BeschV eine Ausnahme von der Zustimmungs-

pflicht gilt (wie etwa für Berufsausbildungen in einem staatlich anerkann-

ten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf – § 32 Abs. 2 Nr. 2 

BeschV). Für die Zustimmung der BA gelten die §§ 39, 40 Abs. 1 Nr. 1 

und Abs. 2 sowie die §§ 41 und 42 AufenthG entsprechend (§ 61 Abs. 2 

Satz 3 AsylG). 
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2.2.2.2 der Ausländer ist nicht Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaa-

tes (§ 29a) oder hat als solcher vor dem 31. August 2015 einen Asylan-

trag gestellt, § 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG  

§ 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG enthält ein absolutes Beschäftigungsverbot für 

Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten gemäß § 29a i. V. m. An-

lage II AsylG, die ihren Asylantrag nach dem 31.08.2015 gestellt haben. 

Aufgrund des eindeutigen Wortlauts kommt es auf das Stellen des förm-

lichen Asylantrags nach §§ 14, 23 AsylG beim BAMF an. Die bloße Äu-

ßerung eines Asylgesuchs oder die Ausstellung eines Ankunftsnachwei-

ses nach § 63a AsylG bzw. einer Bescheinigung über die Meldung als 

Asylsuchender (BüMA) genügen nicht. Das bedeutet, dass das absolute 

gesetzliche Beschäftigungsverbot des § 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG auch für 

diejenigen Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten gilt, die vor dem 

31.08.2015 einreisten und ein Asylgesuch äußerten, aber erst nach dem 

31.08.2015 einen förmlichen Asylantrag stellten.  

 

Bei Asylbewerbern, die vor dem 31.08.2015 ihren Asylantrag gestellt ha-

ben, können im Einzelfall besondere Umstände vorliegen, die im Rah-

men der Ausübung des Ermessens die Erteilung einer Beschäftigungs-

erlaubnis zulassen. Die Tatsache, dass der Asylbewerber aus einem si-

cheren Herkunftsland stammt, ist ein negativer Ermessensaspekt bei 

der Entscheidung über die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis, der 

grundsätzlich bereits für sich gesehen eine ablehnende Ermessensent-

scheidung aus migrationspolitischen Gründen tragen kann. Die Versa-

gung der Beschäftigungserlaubnis soll deutlich machen, dass mit dem 

Stellen aussichtsloser Asylanträge nicht das Ziel einer Beschäftigung in 

Deutschland verfolgt werden kann. Für Asylbewerber aus sicheren Her-

kunftsstaaten gilt die Nichtverfolgungsvermutung, die nur durch entspre-

chenden substantiierten Vortrag im Asylverfahren erschüttert werden 

kann. Dies zu prüfen und zu würdigen obliegt jedoch ausschließlich dem 

BAMF. Solange das BAMF keine entsprechend positive Asylentschei-

dung getroffen hat, gilt die gesetzliche Nichtverfolgungsvermutung. Al-

lerdings ist zu beachten, dass grundsätzliche migrationspolitische Erwä-

gungen mit zunehmendem Zeitablauf seit dem Stichtag 31.08.2015 in 
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den Hintergrund treten, wenn die Verzögerungen im Asylverfahren (ein-

schließlich Rechtsbehelfe) nicht von dem Asylbewerber zu vertreten 

sind. Die Herkunft aus einem sicheren Herkunftsstaat tritt im Falle einer 

vom Asylbewerber nicht zu vertretenden Verzögerung des Asylverfah-

rens insbesondere dann in den Hintergrund, wenn auch im Falle des ne-

gativen Ausgangs des Asylverfahrens eine Rückführung in absehbarer 

Zeit nicht wahrscheinlich ist. In solchen Fällen sind die migrationspoliti-

schen Ermessensaspekte zusammen mit anderen positiven und negati-

ven Ermessensaspekten einzelfallbezogen abzuwägen. Im Übrigen kön-

nen sich auch aus dem Vertrauensschutz oder den besonderen berech-

tigten Interessen des Arbeitgebers bzw. Ausbildungsbetriebs Ermessen-

saspekte ergeben, die bei der Gesamtabwägung zu berücksichtigen 

sind. Sie können zum Beispiel vorliegen, wenn eine aufgenommene 

qualifizierte Berufsausbildung oder Beschäftigung in einem Mangelberuf 

fortgesetzt werden sollen oder nach einer erfolgreich abgeschlossenen 

Einstiegsqualifizierung nunmehr eine qualifizierte Berufsausbildung auf-

genommen werden soll. 

 

2.2.2.3 Entscheidung über den Antrag auf Erteilung einer Beschäftigungser-

laubnis im Ermessen der Ausländerbehörde, § 61 Abs. 2 Satz 1 AsylG 

Liegen die oben genannten Voraussetzungen vor, steht die Entschei-

dung über die Beschäftigungserlaubnis gem. § 61 Abs. 2 Satz 1 AsylG 

im pflichtgemäßen Ermessen der Ausländerbehörde. Die Tatsache, 

dass der Antragsteller unter Umständen zu einem späteren Zeitpunkt ei-

nen Anspruch auf Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis nach § 61 

Abs. 2, Satz 5 AsylG (vgl. unten Ziffer 2.2.3.1) haben wird, spielt hierbei 

keine Rolle. Bei der Ermessensentscheidung können insbesondere fol-

gende (nicht abschließende) Umstände berücksichtigt werden:  

 

a) Für die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis:  

 
○ Identitätsnachweis und die Erfüllung der Passpflicht. Im Falle des 

Nichtbesitzes eines gültigen Passes oder Passersatzes besteht 

gemäß § 15 Abs. 2 Nr. 6 AsylG die Pflicht, an der Beschaffung 

eines Identitätspapiers mitzuwirken. Diese ihrem Wortlaut nach 
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einschränkungslose Mitwirkungspflicht ist dahingehend ein-

schränkend auszulegen, dass Asylbewerbern eine Kontaktauf-

nahme mit Behörden ihres Herkunftsstaates grundsätzlich nicht 

zumutbar ist, solange das Asylverfahren noch nicht unanfechtbar 

bzw. vollziehbar abgeschlossen ist. Diese Einschränkung gilt 

aber nur im Grundsatz und hängt stets von den konkreten Um-

ständen des jeweiligen Einzelfalls ab, insbesondere vom eigenen 

Vortrag des Asylbewerbers im Asylverfahren zu seinen Flucht-

gründen (vgl. IMS v. 3.8.2017). Im Einzelfall kann die Klärung 

der Identität auch durch andere - behördlich anerkannte und auf 

ihre Echtheit überprüfte - Dokumente erfolgen. So sind amtliche 

Dokumente aus dem Herkunftsstaat, die biometrische Merkmale 

und Angaben zur Person enthalten, geeignet, die die Möglichkeit 

der Identifizierung bieten, wie beispielsweise ein Führerschein, 

Dienstausweis oder eine Personenstandsurkunde mit Lichtbild. 

Können diese nicht beschafft werden, so können auch geeignete 

amtliche Dokumente aus dem Herkunftsstaat ohne biometrische 

Merkmale zum Nachweis der Identität in Betracht kommen, wie 

beispielsweise eine Geburtsurkunde, Heiratsurkunde, Meldebe-

scheinigung, Schulzeugnisse oder Schulbescheinigungen, wenn 

sie geeignet sind, auf ihrer Basis Pass- oder Passersatzpapiere 

zu beschaffen. Dies gilt auch für elektronisch abgelegte Identi-

tätsdokumente mit Lichtbild. Nähere Informationen für die Aus-

länderbehörden hat das LfAR in das Bayerische Behördennetz 

eingestellt: (http://www.stmi.bybn.de/auslaender/infos_themen-

bereiche/laenderspez_Infos/default.htm).  

Soweit diese Frage durch die Ausländerbehörde nicht selbst hin-

reichend beantwortet werden kann, ist das LfAR zu beteiligen. 

Zur Vermeidung von Zirkelargumentationen (ohne Identitäts-

nachweis bzw. Erfüllung der Passpflicht keine Beschäftigungser-

laubnis wegen fehlender Mitwirkung, nach Klärung der Identität 

bzw. Erfüllung der Passpflicht keine Beschäftigungserlaubnis, da 

dann im Falle des negativen Ausgangs des Asylverfahrens auf-

enthaltsbeendende Maßnahmen Vorrang haben) ist ein „Zug-

um-Zug-Vorgehen“ - über die unter Ziffer 4.5.6 dargestellten 
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Fälle für unbegleitete Minderjährige hinaus - möglich und sach-

gerecht, bei dem die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis ins-

besondere für eine qualifizierte Ausbildung für den Fall der Klä-

rung der Identität - und soweit zumutbar der Erfüllung der Pass-

pflicht - in Aussicht gestellt bzw. (soweit die Voraussetzungen für 

die Erteilung im Übrigen bereits beurteilbar sind) zugesichert 

wird. 

○ Mitwirkung im Asylverfahren (soweit bekannt); 

○ Soweit noch kein Bescheid des BAMF vorliegt: Hohe Anerken-

nungswahrscheinlichkeit im Asylverfahren aufgrund Herkunft aus 

einem Staat mit hoher Anerkennungsquote des BAMF. Die Blei-

beperspektive ist aus der Gesamtschutzquote für das jeweilige 

Herkunftsland herzuleiten und kann den Entscheidungsstatisti-

ken des BAMF entnommen werden, die - wie im IMS vom 

06.03.2019, Az. F2-2081-1-8 erläutert - nunmehr halbjährlich 

übersandt werden. Eine hohe Anerkennungswahrscheinlichkeit 

(Schutzquoten über 50%) sind ein positiver Ermessensaspekt.  

○ beabsichtigte Aufnahme einer qualifizierten Berufsausbildung 

bzw. qualifizierten Beschäftigung statt einer lediglich geringquali-

fizierten Tätigkeit.  

○ besondere individuelle Integrationsleistungen, z.B. erfolgreicher 

Abschluss eines Studiums an einer Hochschule oder Fachhoch-

schule in Deutschland, erfolgreicher Abschluss einer qualifizier-

ten Berufsausbildung in Deutschland, Erreichen der Hochschul- 

oder Fachhochschulreife in Deutschland, des mittleren Schulab-

schlusses in Deutschland oder eines Nachweises von – im Ver-

gleich zur Aufenthaltsdauer in Deutschland - guten Sprachkennt-

nissen in der deutschen Sprache, besonderes bürgerschaftliches 

Engagement oder herausragende berufliche Leistungen sowie, 

wenn ein besonderes öffentliches Interesse an der Fortführung 

der Tätigkeit des Betroffenen besteht. Ferner können überdurch-

schnittliche schulische Leistungen berücksichtigt werden, auch 

im Rahmen von Berufsintegrationsklassen (wobei der Besuch ei-

ner Berufsintegrationsklasse für sich allein noch keine besondere 
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Integrationsleistung darstellt), sowie die erfolgreiche Teilnahme 

an einem Integrationskurs. 

○ beabsichtigte Aufnahme einer Beschäftigung oder qualifizierten 

Berufsausbildung in einem Beruf mit besonderem Fachkräfte-

mangel (v.a. in den Pflegeberufen) auf Grund des hier bestehen-

den besonderen öffentlichen Interesses. Dies sind Berufe, die 

die Bundesagentur für Arbeit in der sogenannten Positivliste ge-

mäß § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Beschäftigungsverordnung veröf-

fentlicht sowie die sogenannten MINT-Berufe (Mathematik, Infor-

mationstechnologie, Naturwissenschaft, Technik) oder Ärztin  

oder Arzt. Im Hinblick auf den Mangel in den Pflegeberufen ist 

darüber hinaus auch die beabsichtigte Aufnahme einer Ausbil-

dung zum Pflegefachhelfer (keine qualifizierte Ausbildung), so-

weit eine qualifizierte Berufsausbildung anschlussfähig ist, positiv 

zu berücksichtigen. Dies knüpft für das Asylverfahren an die (mit 

IMS vom 23.08.2018; Az: F2-2081-1-8-19) bereits erfolgte Privi-

legierung einer Fortführung dieser Ausbildungen nach negativem 

Ausgang eines Asylverfahrens an.  

○ geringe Aussicht auf eine zeitnahe Rückführung trotz Erfüllung 

der Mitwirkungspflichten des Ausländers. Soweit diese Frage 

durch die Ausländerbehörde nicht selbst hinreichend aktenkun-

dig entschieden werden kann, ist das LfAR zu beteiligen. Dem 

LfAR kommt bei der Bewertung, ob eine Fortsetzung aufenthalts-

beendender Maßnahmen erfolgversprechend ist, ein prognosti-

scher Beurteilungsspielraum zu, der im Hinblick auf Rückfüh-

rungsbemühungen auch die Möglichkeit einer Priorisierung be-

stimmter Herkunftsländer oder Gruppen umfasst. 

 

b) Gegen die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis: 

○ begangene Straftaten oder sonstige Verstöße gegen Rechtsvor-

schriften (z.B. gegen eine räumliche Beschränkung oder Wohn-

sitzauflage) bzw. gegen behördliche oder gerichtliche Entschei-

dungen; 
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○ Ablehnung des Asylantrages durch das BAMF, falls der Ableh-

nungsbescheid noch nicht bestandskräftig ist und die Ablehnung 

als „offensichtlich unbegründet“ i. S. d. § 30 AsylG erfolgte; 

○ Ablehnung des Asylantrages durch das BAMF, falls der Ableh-

nungsbescheid noch nicht bestandskräftig ist. Die Bleibeper-

spektive ist allerdings nur ein Kriterium, das mit anderen negati-

ven und positiven Kriterien abzuwägen ist. Eine negative Bleibe-

perspektive kann somit durch andere positive Ermessensaspekte 

auf- bzw. überwogen werden. 

○ Tatsachen, die darauf schließen lassen, dass der Asylbewerber 

nach der Dublin III-Verordnung oder aufgrund der dortigen Zuer-

kennung eines Schutzstatus in einen anderen Mitgliedstaat der 

Europäischen Union zu überstellen sein wird. 

○ fehlende Mitwirkung im Asylverfahren (soweit bekannt); 

○ im Verhältnis zur bisherigen Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet 

geringe Kenntnisse der deutschen Sprache (je nach Tätigkeit, für 

die die Beschäftigungserlaubnis begehrt wird); 

○ ungeklärte Identität, wenn absehbar ist, dass die Beschäftigung 

oder Berufsausbildung über die voraussichtliche Dauer des Asyl-

verfahrens hinaus fortgesetzt werden soll, aber im Falle der Asyl-

antragsablehnung voraussichtlich keine Duldung erteilt werden 

könnte oder ein Erwerbstätigkeitsverbot eingreifen würde. Wurde 

die Beschäftigungserlaubnis für eine qualifizierte Berufsausbil-

dung beantragt und ergibt sich nach einer Gesamtabwägung der 

positiven und negativen Ermessensaspekte des Einzelfalles, 

dass die Beschäftigungserlaubnis bei Offenlegung der Identität 

erteilt werden kann, soll ein „Zug-um-Zug-Vorgehen“ angeboten 

werden. Hierbei wird die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis 

für eine qualifizierte Ausbildung für den Fall der Klärung der 

Identität - und soweit zumutbar der Erfüllung der gesetzlichen 

Passpflicht – bis zu einer vorher bestimmten angemessenen 

Frist in Aussicht gestellt oder zugesichert, sofern der Sachverhalt 

im Übrigen unverändert bleibt (kein Hinzutreten oder Bekannt-

werden neuer negativer Ermessensaspekte). 
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2.2.2.4 Verlängerung oder erneute Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis 
 

Erlischt eine Beschäftigungserlaubnis und wird vom Asylbewerber er-

neut Antrag auf Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis gestellt, hat 

dies eine erneute Ermessensabwägung zur Folge. Die Beschäftigungs-

erlaubnis soll erneut erteilt werden, wenn im Vergleich zur Sachverhalts-

lage bei der – ja positiven Vorentscheidung – keine zusätzlichen negati-

ven Ermessensaspekte hinzugetreten sind bzw. sofern sie durch neu 

hinzugetretene positive Ermessensaspekte aufgewogen werden. 

 

2.2.3 Erwerbstätigkeit nach neun Monaten des gestatteten Aufenthalts in 

Deutschland, § 61 Abs. 2 AsylG 

 

2.2.3.1 Anspruch auf Beschäftigungserlaubnis nach neun Monaten nach der 

Stellung des Asylantrages, § 61 Abs. 2 Satz 5 AsylG 

Neun Monate nach der Stellung des Asylantrages ist einem Asylbewer-

ber eine Beschäftigungserlaubnis zu erteilen, soweit er eine solche be-

antragt und kumulativ die oben unter 2.1.2 näher beschriebenen Vo-

raussetzungen erfüllt.  

 

Zwar ist der Wortlaut in § 61 Abs. 2 Satz 5 AsylG unklar formuliert und 

ließe auch eine Auslegung dergestalt zu, dass § 61 Abs. 1 Satz 2 AsylG 

nur für Ausländer gilt, die in einer Aufnahmeeinrichtung wohnen. Dage-

gen spricht aber, dass eine Besserstellung von Personen, die in einer 

Aufnahmeeinrichtung wohnen, gegenüber solchen, die keine Verpflich-

tung haben in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, sachlich kaum ge-

rechtfertigt werden kann. Mit der Vorschrift wollte der Bundesgesetzge-

ber Artikel 15 Abs. 1 der Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 26. Juni 2013 umsetzen. Auch diese Richtli-

nie lässt nach Aussage des BMI eine solche Differenzierung nicht zu.  

 

Im Ergebnis schließen wir uns bis auf Weiteres der Auffassung des BMI 

an. Hierbei kann dahingestellt bleiben, ob bei Vorliegen der Vorausset-

zungen des § 61 Abs. 1 Satz 2, 1. HS AsylG ein Anspruch auf Erteilung 
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einer Beschäftigungserlaubnis geschaffen wurde oder ob diese Rege-

lung im Rahmen der Ermessensentscheidung nach § 61 Abs. 2 Satz 1 

AsylG zu berücksichtigen ist. Denn in beiden Fällen hat der außerhalb 

einer Aufnahmeeinrichtung lebende Asylbewerber unter den Vorausset-

zungen des § 61 Abs. 1 Satz 2, 1. HS AsylG einen Anspruch auf Ertei-

lung einer Beschäftigungserlaubnis, da auch bei einer Berücksichtigung 

im Rahmen einer Ermessensentscheidung eine Ermessensreduzierung 

auf Null vorliegt. 

 

Im Falle eines Antrages auf Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis für 

eine qualifizierte Berufsausbildung ist dies allerdings dann anders zu be-

urteilen, wenn bei Antragstellung absehbar ist, dass die Ausbildung im 

Falle des Eintritts der vollziehbaren Ausreisepflicht nicht fortgesetzt wer-

den kann. Das ist der Fall, wenn eine Ausbildungsduldung wegen einer 

Straftat nach § 60a Abs. 2 Satz 6 AufenthG ausscheiden würde. Das 

gleiche gilt für Asylbewerber, die Bezüge zu extremistischen oder terro-

ristischen Organisationen haben oder diese unterstützt haben oder ge-

gen die eine Ausweisungsverfügung erlassen wurde, da in solchen Fäl-

len die Ausbildung wegen der zum 01.01.2020 in Kraft tretenden Rege-

lung in § 60c Abs. 2 Nr. 4 AufenthG n.F. nicht zu Ende geführt werden 

kann. Hierbei kann dahingestellt bleiben, ob bereits das Sachentschei-

dungsinteresse fehlt (siehe oben unter 2.1.2.) oder aber aufgrund der 

dann atypischen Sonderkonstellation ausnahmsweise im Rahmen einer 

Ermessensentscheidung nicht von einer Ermessensreduzierung auf Null 

auszugehen ist. 
 

Zu den Voraussetzungen des § 61 Abs. 1 Satz 2, 1. HS AsylG wird im 

Einzelnen oben auf die Ziffern 2.1.2.2 bis 2.1.2.5 verwiesen. 
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2.2.3.2 Entscheidung über Erwerbstätigkeit nach neun Monaten nach der Stel-

lung des Asylantrages im Übrigen im Ermessen der Ausländerbehörde, 

§ 61 Abs. 2 AsylG 

Sofern der Asylbewerber die oben unter 2.2.3.1 genannten Anforderun-

gen nicht erfüllt, verbleibt es bei der unter 2.2.2.3. bis 2.2.2.4 beschrie-

benen Ermessensentscheidung der Ausländerbehörde, sofern die unter 

2.2.2.1.bis 2.2.2.2 beschriebenen Voraussetzungen vorliegen.  

 

2.3 Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis zur Aufnahme einer quali-
fizierten Berufsausbildung 

 

Ausländerrechtliche Erlaubnisse werden grundsätzlich erst dann erteilt, 

wenn mit ihrer Inanspruchnahme in einem zeitlichen Zusammenhang zu 

rechnen ist. Das gilt auch für Beschäftigungserlaubnisse. Eine beson-

dere Situation gilt bei der Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis für die 

Aufnahme einer qualifizierten Berufsausbildung. Um der mit der Einfüh-

rung der Ausbildungsduldung verfolgten Intention (Sicherheit für Arbeit-

geber und Auszubildenden) Rechnung zu tragen, kann über Beschäfti-

gungserlaubnisse für eine qualifizierte Berufsausbildung im laufenden 

Asylverfahren bereits bis zu sechs Monate vor dem tatsächlichen Aus-

bildungsbeginn nach pflichtgemäßen Ermessen entschieden werden.  
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3. Belehrungspflicht über ungewisse Neuerteilung einer Beschäfti-
gungserlaubnis nach Eintritt der vollziehbaren Ausreisepflicht 
Mit Eintritt der vollziehbaren Ausreisepflicht erlischt mit der Aufenthalts-

gestattung aufgrund ihrer Akzessorietät auch die Beschäftigungserlaub-

nis kraft Gesetzes. Wir empfehlen diesen gesetzlichen Automatismus 

vorsorglich aus Gründen der Rechtssicherheit durch eine auflösende 

Bedingung (z.B. die erteilte Beschäftigungserlaubnis erlischt mit dem 

Eintritt der vollziehbaren Ausreisepflicht) in der Beschäftigungserlaubnis 

kenntlich zu machen. Während nun im Asylverfahren der Großteil der 

Asylbewerber gem. § 61 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 5 AsylG einen An-

spruch auf Beschäftigungserlaubnis (auch zur Aufnahme einer qualifi-

zierten Berufsausbildung) hat, sieht das Gesetz mit Eintritt der vollzieh-

baren Ausreisepflicht die ausländerrechtliche Prüfung vor, ob eine Be-

schäftigung bzw. Ausbildung weiter erlaubt werden darf oder nicht. Die 

gesetzliche Neuregelung des § 61 AsylG verlagert also die konfliktträch-

tige Entscheidungsphase zeitlich auf den Zeitpunkt des Eintritts der Voll-

ziehbarkeit der Ausreisepflicht. In vielen Konstellationen darf die Fortset-

zung der Ausbildung bzw. Beschäftigung dann aufgrund eindeutiger ge-

setzlicher Ausschlussgründe oder einer negativ ausfallenden Ermes-

sensabwägung nicht länger erlaubt werden. Diese unvermeidliche Kon-

sequenz der bundesgesetzlichen Neuregelung des § 61 AsylG kann bei 

Betroffenen, Arbeitgebern und Flüchtlingshelfern auf Unverständnis sto-

ßen. Um die dadurch entstehenden Probleme möglichst gering zu hal-

ten, ist es notwendig, schon bei der Erteilung der Beschäftigungserlaub-

nis den Asylbewerber und parallel den Arbeitgeber darauf hinzuweisen, 

dass mit Eintritt der vollziehbaren Ausreisepflicht die im Asylverfahren 

erteilte Beschäftigungserlaubnis kraft Gesetzes erlischt und eine er-

neute Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis bzw. einer Ausbildungs-

duldung nur möglich ist, wenn keine gesetzlichen Ausschlussgründe 

vorliegen (z.B. ungeklärte Identität, bestehende erhebliche Straffälligkeit 

etc.) beziehungsweise die Ermessensabwägung der Ausländerbehörde 

positiv verläuft. Im Einzelnen: 
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3.1 Fehlender Duldungsgrund 
Kann eine Duldung mangels Duldungsgrundes nicht erteilt werden, weil 

der Ausreise bzw. Abschiebung nichts entgegensteht, ist auch die Ertei-

lung bzw. Verlängerung einer Beschäftigungserlaubnis nicht möglich, 

weil dann das gesetzliche Erwerbstätigkeitsverbot nach § 4 Abs. 3 

Satz 1 AufenthG eingreift, ohne dass Aufenthaltsgesetz oder Beschäfti-

gungsverordnung für diese Personengruppe eine Ausnahme zuließen. 

Im Falle einer Beschäftigungserlaubnis für eine qualifizierte Berufsaus-

bildung besteht der Duldungsgrund in der Ausbildungsduldung gem. 

§ 60a Abs. 2 Satz 4 bis 11 AufenthG. Die Erteilung einer Ausbildungs-

duldung schafft somit selbst einen Duldungsgrund, setzt diesen also 

nicht voraus.  

 

3.2 Erwerbstätigkeitsverbote 
 

3.2.1 Absolutes Erwerbstätigkeitsverbot nach § 61 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. 

Satz 2, 2. HS AsylG für Geduldete, die zum Wohnen in einer Aufnahme-

einrichtung verpflichtet sind, in den ersten sechs Monaten des Besitzes 

einer Duldung 

§ 61 Abs. 1 Satz 1 AsylG statuiert ein absolutes Erwerbstätigkeitsverbot 

für Ausländer, die zum Wohnen in einer Aufnahmeeinrichtung verpflich-

tet sind. Eine Ausnahme von diesem Verbot besteht für Geduldete, die 

zum Wohnen in einer Aufnahmeeinrichtung verpflichtet sind, gem. § 61 

Abs. 1 Satz 2, 2. HS AsylG erst nach sechs Monaten des Besitzes einer 

Duldung (zu den Ausnahmen für Asylbewerber siehe oben unter Zif-

fer 2). Somit gilt für Geduldete, die zum Wohnen in einer Aufnahmeein-

richtung verpflichtet sind, in den ersten sechs Monaten des Besitzes ei-

ner Duldung ein absolutes Erwerbstätigkeitsverbot. Nimmt ein Asylbe-

werber während des laufenden Asylverfahrens eine qualifizierte Berufs-

ausbildung auf, informiert die Ausländerbehörde unverzüglich die Unter-

bringungsverwaltung. Erlischt die Beschäftigungserlaubnis durch Eintritt 

der vollziehbaren Ausreisepflicht und steht außer dem absoluten Er-

werbstätigkeitsverbot nach § 61 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Satz 2, 2. HS 

AsylG aufgrund der Wohnverpflichtung in einer Aufnahmeeinrichtung 
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kein anderer Ausschlussgrund nach den Ziffern 3.1 bis 3.3 der Fortset-

zung der Ausbildung entgegen, fragt die Ausländerbehörde unverzüglich 

bei der für den Betreffenden zuständigen Unterbringungsverwaltung an, 

ob eine Entlassung des Betreffenden aus der Aufnahmeeinrichtung 

möglich ist.  

 

3.2.2 Absolutes Erwerbstätigkeitsverbot bei einer Duldung für Personen mit 

ungeklärter Identität nach § 60b Abs. 5 Satz 2 AufenthG 

Gem. § 60b Abs. 5 Satz 2 AufenthG gilt für Inhaber einer Duldung mit 

dem Zusatz „für Personen mit ungeklärter Identität“ ein absolutes Er-

werbstätigkeitsverbot. Gemäß § 60b Abs. 1 AufenthG wird einem voll-

ziehbar ausreisepflichtigen Ausländer die Duldung im Sinne des § 60a 

als „Duldung für Personen mit ungeklärter Identität“ erteilt, wenn die Ab-

schiebung aus von ihm selbst zu vertretenden Gründen nicht vollzogen 

werden kann, weil er das Abschiebungshindernis durch eigene Täu-

schung über seine Identität oder Staatsangehörigkeit oder durch eigene 

falsche Angaben selbst herbeiführt oder er zumutbare Handlungen zur 

Erfüllung der besonderen Passbeschaffungspflicht nach Absatz 2 Satz 1 

und Absatz 3 Satz 1 nicht vornimmt.  

 

Da es sich bei der Duldung „für Personen mit ungeklärter Identität“ um 

einen Unterfall einer Duldung nach § 60a AufenthG handelt, muss für 

ihre Erteilung zudem mindestens einer der Duldungstatbestände des 

§ 60a AufenthG erfüllt sein. 

 

Nach § 105 Abs. 2 AufenthG findet § 60b AufenthG bis zum 1. Juli 2020 

keine Anwendung auf geduldete Ausländer in einem Ausbildungs- oder 

Beschäftigungsverhältnis. Damit soll ihnen ausreichend Möglichkeit ge-

geben werden, bis zu diesem Stichtag der besonderen Passbeschaf-

fungspflicht nachzukommen, ohne Gefahr zu laufen, den Ausbildungs-

platz oder die Beschäftigung aufzugeben. Wegen dieses Normzwecks 

sollte die Ausländerbehörde den betreffenden Ausländern auch vor Ab-

lauf der Übergangsfrist einen Hinweis nach § 60b Abs. 3 Satz 2 Auf-

enthG auf den ab dem 1. Juli 2020 bestehenden Pflichtenkreis geben. 

 



- 26 - 

 

 

Nach § 105 Abs. 3 AufenthG findet § 60b AufenthG keine Anwendung 

auf einen Ausländer, der (ab 01.01.2020) Inhaber einer Ausbildungsdul-

dung oder einer Beschäftigungsduldung ist oder (ab 01.01.2020) diese 

beantragt und die Voraussetzungen für ihre Erteilung erfüllt. Die Bean-

tragung einer Ausbildungs- oder Beschäftigungsduldung hindert somit, 

wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht vorliegen, die Auslän-

derbehörde nicht daran, eine Duldung mit dem Zusatz „für Personen mit 

ungeklärter Identität“ zu erteilen. Dies gilt auch während einer laufenden 

Verpflichtungsklage auf Erteilung einer Ausbildungs- oder Beschäfti-

gungsduldung. Ist der Rechtsbehelf erfolgreich und war anstelle der Dul-

dung mit dem Zusatz „für Personen mit ungeklärter Identität“ eine Aus-

bildungs- oder Beschäftigungsduldung zu erteilen, findet § 60b Abs. 6 in 

Verbindung mit § 84 Abs. 2 Satz 3 AufenthG Anwendung. 

 

Zum Tatbestand des § 60b AufenthG wird im Übrigen auf IMS vom 

27.09.2019 (Az. F4-2081-3-55-243) verwiesen. 

 

3.2.3 Absolutes Erwerbstätigkeitsverbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG 

§ 60a Abs. 6 Nr. 2 AufenthG behält neben § 60b Abs. 5 Satz 2 Auf-

enthG einen eigenständigen Anwendungsbereich, wenn die aufenthalts-

beendenden Maßnahmen bei ihm aus sonstigen – nicht in § 60b Abs. 1 

Satz 1 AufenthG – genannten Gründen, die er selbst zu vertreten hat, 

nicht vollzogen werden können oder dem Ausländer (noch) keine Dul-

dung mit dem Zusatz „für Personen mit ungeklärter Identität“ nach § 60b 

erteilt wurde. 

 

Im Übrigen wird auf IMS vom 27.09.2019 (Az. F4-2081-3-55-243) ver-

wiesen. 

 

3.3 Ausschlusstatbestände für die Erteilung einer Ausbildungsdul-
dung 
Neben den bisher bestehenden Ausschlussgründen für die Erteilung ei-

ner Ausbildungsduldung gelten ab dem 01.01.2020 die zusätzlichen 

Ausschlussgründe nach § 60c AufenthG n. F. 
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3.3.1 Fehlende Identitätsklärung nach § 60c Abs. 2 Nr. 3 AufenthG n.F. 

Eine Ausbildungsduldung darf gem. § 60c Abs. 2 Nr. 3 AufenthG n.F. 

nicht erteilt werden, wenn die Identität nicht geklärt ist: 

 

a)  bei Einreise in das Bundesgebiet bis zum 

31. Dezember 2016 bis zur Beantragung der Ausbildungsduldung, 

oder 

b)  bei Einreise in das Bundesgebiet ab dem 1. Januar 2017 und vor 

dem 1. Januar 2020 bis zur Beantragung der Ausbildungsduldung, 

spätestens jedoch bis zum 30. Juni 2020 oder 

c)  bei Einreise in das Bundesgebiet nach dem 31. Dezember 2019 in-

nerhalb der ersten sechs Monate nach der Einreise; 

 

die Frist gilt als gewahrt, wenn der Ausländer und sein Ehegatte oder 

sein Lebenspartner innerhalb der in den Buchstaben a bis c genannten 

Frist alle erforderlichen und ihnen zumutbaren Maßnahmen für die Iden-

titätsklärung ergriffen haben und die Identitäten erst nach dieser Frist 

geklärt werden können, ohne dass sie dies zu vertreten haben. 

 

Eine Ausbildungsduldung nach § 60c Abs. 1 Satz 1 AufenthG n.F. kann 

unbeachtlich des Absatzes 2 Ziffer 3 erteilt werden, wenn der Ausländer 

die erforderlichen und ihm zumutbaren Maßnahmen für die Identitätsklä-

rung ergriffen hat. 

 

3.3.2 erhebliche Strafbarkeit, Bezüge zu extremistischen oder terroristischen 

Organisationen, Ausweisungsverfügung oder Abschiebungsanordnung 

gem. § 58a AufenthG 

Eine Ausbildungsduldung darf gem. § 60c Abs. 2 Nr. 4 AufenthG n.F. 

nicht erteilt werden, wenn ein Ausschlussgrund nach § 18a Abs. 1 Zif-

fer 6 oder 7 AufenthG (ab 01.03.2020 dann § 19d Abs. 1 Ziffer 6 oder 7 

AufenthG) vorliegt oder gegen den Ausländer eine Ausweisungsverfü-

gung oder eine Abschiebungsanordnung nach § 58a besteht. Ausge-

schlossen sind also vollziehbar ausreisepflichtige abgelehnte Asylbe-

werber, die wegen einer vorsätzlichen Straftat verurteilt wurden (wobei 
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Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen bzw. bis zu 90 Ta-

gessätzen bei ausländerrechtlichen Straftaten grundsätzlich außer Be-

tracht bleiben). Das gleiche gilt für vollziehbar ausreisepflichtige abge-

lehnte Asylbewerber, die Bezüge zu extremistischen oder terroristischen 

Organisationen haben oder diese unterstützt haben oder gegen die eine 

Ausweisungsverfügung oder eine Abschiebungsanordnung gem. § 58a 

AufenthG erlassen wurde. 

 

3.4 Ermessensabwägung 
Mit Erlöschen der Aufenthaltsgestattung und damit dem Eintritt der voll-

ziehbaren Ausreisepflicht erlischt auch die Beschäftigungserlaubnis. 

Dies bedeutet, dass dann eine erneute ausländerrechtliche Prüfung 

stattfinden muss, ob eine Beschäftigung bzw. Ausbildung weiter erlaubt 

werden darf oder nicht. 

 

3.4.1 Fortsetzung einer während des Asylverfahrens begonnenen Aufnahme 

einer qualifizierten Berufsausbildung. 

Es besteht im Regelfall ein Anspruch auf Erteilung einer Ausbildungs-

duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG, wenn keine Ausschluss-

gründe vorliegen. Das der Ausländerbehörde im Rahmen der Beschäfti-

gungserlaubnisprüfung zukommende Ermessen ist im Regelfall auf null 

reduziert, um den Anspruch des Ausländers auf Duldungserteilung nach 

§ 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG nicht leer laufen zu lassen.  

 

3.4.2 Fortsetzung einer während des Asylverfahrens begonnenen sonstigen 

Beschäftigung  

Erlischt eine Beschäftigungserlaubnis und wird vom geduldeten Auslän-

der erneut Antrag auf Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis gestellt, 

hat dies eine erneute Ermessensabwägung zur Folge. Hier ist zu diffe-

renzieren: 

 

3.4.2.1 Vorhergehende Beschäftigungserlaubnis wurde im Ermessen erteilt 

Beruhte die vorhergehende Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis auf 

einer Ermessensabwägung, so gilt das nachfolgend unter 4.4.2.2 Aus-

geführte entsprechend: Die Beschäftigungserlaubnis wird erneut erteilt, 



- 29 - 

 

 

wenn im Vergleich zur Sachverhaltslage bei der – ja positiven Vorent-

scheidung – keine zusätzlichen negativen Ermessensaspekte hinzuge-

treten sind bzw. sofern sie durch neu hinzugetretene positive Ermessen-

saspekte aufgewogen werden. Im Einzelnen: Mit Erlöschen der Aufent-

haltsgestattung und damit Eintritt der vollziehbaren Ausreisepflicht er-

lischt die Beschäftigungserlaubnis. Sofern außer der negativen Bleibe-

perspektive (jetzt vollziehbarer negativer Asylbescheid) im Vergleich zur 

Sachlage bei der ersten Erteilung der Beschäftigungserlaubnis keine 

weiteren negativen Aspekte hinzugetreten sind, soll die Beschäftigungs-

erlaubnis wieder erteilt werden. Das gleiche gilt, wenn die Beschäfti-

gungserlaubnis an einen Geduldeten erloschen ist und neu beantragt 

wird. In jedem Fall erlischt die Beschäftigungserlaubnis aber ohne Ver-

längerungsmöglichkeit, wenn die Duldung erlischt oder aufgehoben wird 

und mangels eines Duldungsgrundes keine Verlängerung der Duldung 

erfolgt, da die Beschäftigungserlaubnis eine Duldung voraussetzt (siehe 

unten 4.4). 

 

3.4.2.2 Vorhergehende Beschäftigungserlaubnis wurde aufgrund eines An-

spruchs erteilt 

Beruhte die erste Erteilung dagegen auf einem Anspruch nach § 61 

AsylG, so ist erstmals eine reguläre Prüfung und Ermessensentschei-

dung nach 4.4 durchzuführen. Hierbei sind nun erstmals alle positiven 

und negativen Aspekte des Einzelfalles zu prüfen. 

 

3.5 Muster zur Belehrung des Antragstellers und des Arbeitgebers 
Aus diesem Grund ist es notwendig, schon im Rahmen der Erteilung der 

Beschäftigungserlaubnis an den Asylbewerber und parallel an den Ar-

beitgeber darauf hinzuweisen, dass mit Eintritt der vollziehbaren Ausrei-

sepflicht die im Asylverfahren erteilte Beschäftigungserlaubnis kraft Ge-

setzes erlischt und eine erneute Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis 

bzw. einer Ausbildungsduldung nur möglich ist, wenn keine gesetzlichen 

Ausschlussgründe vorliegen (z.B. fehlender Duldungsgrund, ungeklärte 

Identität, bestehende erhebliche Straffälligkeit etc.) beziehungsweise die 

Ermessensabwägung positiv ausfällt. In der beigefügten Anlage wird als 

Orientierung eine entsprechende Musterbelehrung beigefügt.  
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4. Beschäftigung und Berufsausbildung von Geduldeten 
 

Durch das Integrationsgesetz des Bundes hat sich die Rechtslage für 

Geduldete insofern geändert, als es die Duldungserteilung für eine qua-

lifizierte Berufsausbildung (s. dazu Ziffer 4.5) und die Aufenthaltstiteler-

teilung nach erfolgreichem Abschluss einer qualifizierten Berufsausbil-

dung (s. dazu Ziffer 5) betrifft. Im Übrigen blieb die Rechtslage zur Be-

schäftigung von Geduldeten unverändert. In den Ziffern 4.4 und 4.5 wird 

daher differenziert zwischen der Berufsausbildung und der sonstigen 

(allgemeinen) Beschäftigung von Geduldeten, während die Ziffern 4.1 

bis 4.3 für die Berufsausbildung und Beschäftigung von Geduldeten 

gleichermaßen gelten.  

 

4.1 Differenzierung zwischen Erteilung der Duldung und der Beschäfti-
gungserlaubnis 

 

Soweit die Beschäftigungsmöglichkeiten von vollziehbar Ausreisepflich-

tigen zu prüfen sind, ist zwischen der Duldungserteilung und der Ertei-

lung der Beschäftigungserlaubnis zu unterscheiden:  

• Die Duldungserteilung stellt in der Regel eine gebundene Entschei-

dung dar, bei der der Ausländerbehörde – abgesehen von § 60a 

Abs. 2 Satz 3 und (bei Vorliegen eines atypischen Falles) § 60a 

Abs. 2b AufenthG – kein Ermessen zukommt.  

• Neben der Duldung bedarf es zusätzlich aber auch stets einer Be-

schäftigungserlaubnis, die nach § 4 Abs. 3 Satz 3 AufenthG i. V. m. 

§ 32 BeschV im Ermessen der Ausländerbehörde steht, wenn der 

vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer einer Beschäftigung nach-

gehen will. 

• Dies gilt auch in den Fällen des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG, weil 

die Vorschrift nur die Duldungserteilung, nicht jedoch die Erteilung 

der Beschäftigungserlaubnis regelt (s. dazu unter Ziffer 4.5). Wenn 

die Voraussetzungen des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG vorliegen, 

ist das Ermessen bei der Beschäftigungserlaubnis allerdings in der 

Regel zugunsten des Ausländers auf null reduziert (s. dazu unter 

Ziffer 4.5.2).  

 



- 31 - 

 

 

4.2 Absolute Erwerbstätigkeitsverbote für Duldungsinhaber  
 

4.2.1 Absolutes Erwerbstätigkeitsverbot nach § 61 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. 

Satz 2, 2. HS AsylG 

§ 61 Abs. 1 Satz 1 AsylG statuiert ein absolutes Erwerbstätigkeitsverbot 

für Ausländer, die zum Wohnen in einer Aufnahmeeinrichtung verpflich-

tet sind. Eine Ausnahme von diesem Verbot besteht für Geduldete, die 

zum Wohnen in einer Aufnahmeeinrichtung verpflichtet sind, gem. § 61 

Abs. 1 Satz 2, 2. HS AsylG erst nach sechs Monaten des Besitzes einer 

Duldung. Somit gilt für Geduldete, die zum Wohnen in einer Aufnahme-

einrichtung verpflichtet sind, in den ersten sechs Monaten des Besitzes 

einer Duldung ein absolutes Erwerbstätigkeitsverbot. In Bezug auf Ge-

duldete, die während des laufenden Asylverfahrens eine qualifizierte Be-

rufsausbildung aufgenommen haben, gilt das unter Ziffer 3.2.1 ausge-

führte. 

 

4.2.2 Absolutes Erwerbstätigkeitsverbot nach § 60b Abs. 5 Satz 2 AufenthG 

Gem. § 60b Abs. 5 Satz 2 AufenthG gilt für Inhaber einer Duldung mit 

dem Zusatz „für Personen mit ungeklärter Identität“ ein absolutes Er-

werbstätigkeitsverbot.  

 

Nach § 105 Abs. 2 AufenthG findet § 60b AufenthG bis zum 1. Juli 2020 

keine Anwendung auf geduldete Ausländer in einem Ausbildungs- oder 

Beschäftigungsverhältnis. Damit soll ihnen ausreichend Möglichkeit ge-

geben werden, bis zu diesem Stichtag der besonderen Passbeschaf-

fungspflicht nachzukommen, ohne Gefahr zu laufen, den Ausbildungs-

platz oder die Beschäftigung aufzugeben. Wegen dieses Normzwecks 

sollte die Ausländerbehörde den betreffenden Ausländern auch vor Ab-

lauf der Übergangsfrist einen Hinweis nach § 60b Abs. 3 Satz 2 Auf-

enthG auf den ab dem 1. Juli 2020 bestehenden Pflichtenkreis geben. 

 

Nach § 105 Abs. 3 AufenthG findet § 60b AufenthG keine Anwendung 

auf einen Ausländer, der (ab 01.01.2020) Inhaber einer Ausbildungsdul-

dung oder einer Beschäftigungsduldung ist oder (ab 01.01.2020) diese 
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beantragt und die Voraussetzungen für ihre Erteilung erfüllt. Die Bean-

tragung einer Ausbildungs- oder Beschäftigungsduldung hindert somit, 

wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht vorliegen, die Auslän-

derbehörde nicht daran, eine Duldung mit dem Zusatz „für Personen mit 

ungeklärter Identität“ zu erteilen. Dies gilt auch während einer laufenden 

Verpflichtungsklage auf Erteilung einer Ausbildungs- oder Beschäfti-

gungsduldung. Ist der Rechtsbehelf erfolgreich und war anstelle der Dul-

dung mit dem Zusatz „für Personen mit ungeklärter Identität“ eine Aus-

bildungs- oder Beschäftigungsduldung zu erteilen, findet § 60b Abs. 6 in 

Verbindung mit § 84 Abs. 2 Satz 3 AufenthG Anwendung. 

 

Zum Tatbestand des § 60b AufenthG wird im Übrigen auf IMS vom 

27.09.2019 (Az. F4-2081-3-55-243) verwiesen. 

 

4.2.3 Absolute Erwerbstätigkeitsverbote nach § 60a Abs. 6 Satz 1 AufenthG 

Nach § 60a Abs. 6 Satz 1 AufenthG besteht ein absolutes Erwerbstätig-

keitsverbot für Duldungsinhaber, wenn  

a) sie sich in das Inland begeben haben, um Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) zu erlangen (Nr. 1),  

b) aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihnen aus Gründen, die sie 

selbst zu vertreten haben, nicht vollzogen werden können (Nr. 2)  

oder  

c) sie Staatsangehörige eines sicheren Herkunftsstaates nach § 29a 

i. V. m. Anlage II AsylG sind und ihr nach dem 31.08.2015 gestellter 

Asylantrag abgelehnt wurde (Nr. 3). 

§ 60a Abs. 6 Satz 1 AufenthG eröffnet kein Ermessen. Liegt einer der 

vorgenannten Fälle vor, darf die Ausländerbehörde daher ausnahmslos 

keine Erwerbstätigkeit erlauben.  

 

§ 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 AufenthG setzt voraus, dass ein gegenwärtig 

an den Tag gelegtes Mitwirkungsversäumnis durch den Duldungsinha-

ber vorliegt, das kausal dafür ist, dass aufenthaltsbeendende Maßnah-

men bei ihm nicht vollzogen werden können. Zu vertreten haben Aus-

länder Gründe nach § 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 AufenthG insbesondere 

dann, wenn sie das Abschiebungshindernis durch eigene Täuschung 
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über ihre Identität oder Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche 

Angaben selbst herbeiführt haben (§ 60a Abs. 6 Satz 2 AufenthG). Da-

bei handelt es sich allerdings nur um Regelbeispiele, die nicht abschlie-

ßend sind. Kommen Ausländer aus Staaten, in die eine Abschiebung 

möglich ist, haben sie die Nichtvollziehbarkeit aufenthaltsbeendender 

Maßnahmen daher auch dann selbst zu vertreten, wenn sie keinen Nati-

onalpass oder anerkannten ausländischen Passersatz vorlegen und bei 

der Beschaffung von Heimreisepapieren nicht mitwirken. Verlangt bei-

spielsweise die zuständige Behörde des Heimatstaates von Ausländern 

eine Erklärung, dass sie bereit sind, freiwillig auszureisen, so ist ihnen 

die Abgabe dieser Erklärung grundsätzlich zuzumuten. Weigern sich 

Ausländer, dem nachzukommen, dann behindern sie vorsätzlich be-

hördliche Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung. Kommen Ausländer 

dagegen aus Staaten, in die eine Abschiebung nicht möglich ist, etwa 

weil entsprechende Flugverbindungen fehlen oder Abschiebungen in 

den Heimatstaat des Ausländers aufgrund aktueller politischer Erwägun-

gen generell in diesen Staat nicht durchgeführt werden, fehlt es an einer 

Ursächlichkeit des Verhaltens des Ausländers für die Nichtvollziehbar-

keit der aufenthaltsbeendenden Maßnahmen und damit am Vorliegen 

des Ausschlussgrundes § 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 AufenthG. 

 

§ 60a Abs. 6 Nr. 2 AufenthG behält neben § 60b Abs. 5 Satz 2 Auf-

enthG einen eigenständigen Anwendungsbereich, wenn die aufenthalts-

beendenden Maßnahmen aus sonstigen – nicht in § 60b Abs. 1 Satz 1 

AufenthG – genannten Gründen, die der Ausländer selbst zu vertreten 

hat, nicht vollzogen werden können oder dem Ausländer (noch) keine 

Duldung mit dem Zusatz „für Personen mit ungeklärter Identität“ nach 

§ 60b erteilt wurde. 

 

4.3 Vorrang der Aufenthaltsbeendigung 
 

Wenn die Voraussetzungen des § 58 Abs. 1 Satz 1 AufenthG vorliegen, 

ist die Ausländerbehörde zur Abschiebung verpflichtet und darf letztere 

nur bei Vorliegen eines gesetzlichen Aussetzungsgrundes (z.B. tatsäch-

liches Abschiebungshindernis i. S. d. § 60a Abs. 2 Satz 1 AufenthG)  

oder aufgrund einer gerichtlichen Anordnung (z.B. nach § 123 VwGO) 
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aussetzen (s. Ziffer 58.1.1 AVwV-AufenthG). Sobald die Ausreisepflicht 

eines Ausländers vollziehbar wird, hat die Ausländerbehörde unverzüg-
lich Maßnahmen zur (Vorbereitung der) Aufenthaltsbeendigung in die 

Wege zu leiten und stets konsequent weiter zu betreiben. Dies beinhal-

tet auch, auf die Beseitigung von Abschiebungshindernissen hinzuwir-

ken, soweit dies möglich ist. Ein zu jedem Zeitpunkt konsequentes, ak-

tenkundiges Betreiben der Aufenthaltsbeendigung ist vor allem im Rah-

men des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG von besonderer Bedeutung, weil 

eine Duldungserteilung nach dieser Vorschrift ausscheidet, wenn kon-

krete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevorstehen. Sofern An-

haltspunkte für eine offensichtliche Aussichtslosigkeit der Rückführungs-

bemühungen vorliegen, wie dies z.B. bei einem Zielstaat der Fall wäre, 

in den aus tatsächlichen Gründen keine Abschiebung erfolgen kann, 

sind konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung nicht einzuleiten. 

Liegt der Eintritt der vollziehbaren Ausreisepflicht im Zeitpunkt der Be-

hördenentscheidung mehr als ein Jahr zurück und sind seitdem aufent-

haltsbeendende Maßnahmen ohne Ergebnis geblieben, ohne dass dies 

aktenkundig und nachvollziehbar dem Ausländer zugerechnet werden 

kann, bedarf es im Hinblick auf das Merkmal des Bevorstehens konkre-

ter Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung einer besonderen Prüfung 

durch die Ausländerbehörde, ob aufenthaltsbeendende Maßnahmen 

fortgesetzt werden sollen. Aufenthaltsbeendende Maßnahmen sollen 

nicht fortgesetzt werden, wenn ihr Erfolg nicht zu erwarten ist. Soweit 

diese Frage durch die Ausländerbehörde nicht selbst hinreichend akten-

kundig entschieden werden kann, ist das LfAR zu beteiligen. Dem LfAR 

kommt bei der Bewertung, ob eine Fortsetzung aufenthaltsbeendender 

Maßnahmen erfolgversprechend ist, ein Beurteilungsspielraum zu, der 

im Hinblick auf Rückführungsbemühungen auch die Möglichkeit einer 

Priorisierung bestimmter Herkunftsländer oder Gruppen umfasst. Zum 

Begriff des Bevorstehens von konkreten Maßnahmen zur Aufenthaltsbe-

endigung wird im Übrigen auf Ziffer 4.5.1.2.4 verwiesen.   

 

4.4 Beschäftigung von Geduldeten 
 

Duldungsinhaber unterliegen gemäß § 4 Abs. 3 Satz 1 AufenthG grund-

sätzlich einem Erwerbstätigkeitsverbot. Wollen sie einer Beschäftigung 
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nachgehen, benötigen sie hierzu eine Erlaubnis, die nach § 4 Abs. 3 

Satz 3 i. V. m. § 42 Abs. 2 Nr. 5 AufenthG i. V. m. § 32 BeschV im Er-

messen der Ausländerbehörde steht.  

 

Die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis kommt nur in Betracht, 

wenn auch ein Duldungsgrund vorliegt, der zur Erteilung einer Duldung 

führt. Die Beschäftigungserlaubnis ist daher zu versagen, wenn die Frist 

zur freiwilligen Ausreise noch nicht abgelaufen ist oder dem vollziehbar 

ausreisepflichtigen Ausländer lediglich eine Grenzübertrittsbescheini-

gung zur Ermöglichung der freiwilligen Ausreise ausgestellt werden 

kann, weil der Ausreise bzw. Abschiebung keine Hindernisse entgegen-

stehen und eine Duldung deswegen nicht erteilt werden darf. Dies gilt 

auch dann, wenn einem Asylbewerber eine Beschäftigungserlaubnis er-

teilt worden war, ihm nach Ablehnung seines Asylantrages mangels Dul-

dungsgrundes aber keine Duldung erteilt werden kann. Die Verlänge-

rung der Beschäftigungserlaubnis ist dann nicht zulässig. Denn § 4 

Abs. 3 Satz 3 i. V. m. § 42 Abs. 2 Nr. 5 AufenthG i. V. m. § 32 BeschV 

lassen (nach Abschluss des Asylverfahrens) eine Beschäftigungserlaub-

nis nur für Duldungsinhaber zu (s. dazu näher bei Ziffer 1.1).  

 

4.4.1 Geduldete aus sicheren Herkunftsstaaten oder deren Asylantrag aus 

sonstigen Gründen als offensichtlich unbegründet abgelehnt wurde 
 

Geduldeten aus sicheren Herkunftsstaaten (§ 29a i. V. m. Anlage II 

AsylG), deren bis einschließlich 31.08.2015 gestellter Asylantrag abge-

lehnt worden ist (danach ohnehin absolutes Erwerbstätigkeitverbot nach 

§ 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 AufenthG!) oder Geduldeten, deren Asylan-

trag vom BAMF aus sonstigen Gründen als offensichtlich unbegründet 

abgelehnt worden ist (§ 30 AsylG), sind – vorbehaltlich der Sonderrege-

lung des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG für qualifizierte Berufsausbildun-

gen (s. dazu eingehend unter Ziffer 4.5.1, insbesondere 4.5.1.2.3) – 

grundsätzlich keine Beschäftigungserlaubnisse auf der Grundlage von 

§ 4 Abs. 3 Satz 3 i. V. m. § 42 Abs. 2 Nr. 5 AufenthG i. V. m. § 32  

BeschV zu erteilen oder zu verlängern.  
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Die auf Asylbewerber aus sichereren Herkunftsstaaten bezogenen Hin-

weise zu Ausnahmemöglichkeiten im Einzelfall gelten entsprechend 

(s. dazu Ziffer 2.2.2.2 am Ende).  

 

4.4.2 Geduldete, deren Asylantrag als schlicht unbegründet abgelehnt wurde 

4.4.2.1 Abwägung der positiven und negativen Ermessensaspekte 
 

Im Übrigen, also soweit es Geduldete aus anderen als den sicheren 

Herkunftsstaaten betrifft, deren Asylantrag als „schlicht“ unbegründet 

(also nicht als offensichtlich unbegründet i. S. d. § 30 AsylG) abgelehnt 

worden ist, steht die Entscheidung über den Antrag auf Erteilung einer 

Beschäftigungserlaubnis im Ermessen der Ausländerbehörden. Dabei 

können insbesondere folgende (nicht abschließende) Umstände berück-

sichtigt werden:  

a) Für die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis:  

○ geklärte Identität, insbesondere durch Vorlage eines gültigen Na-

tionalpasses oder anerkannten ausländischen Passersatzes; 

○ lange Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet; 

○ besondere individuelle Integrationsleistungen, z. B. erfolgreicher 

Abschluss eines Studiums an einer Hochschule oder Fachhoch-

schule in Deutschland, erfolgreicher Abschluss einer qualifizier-

ten Berufsausbildung in Deutschland, Erreichen der Hochschul- 

oder Fachhochschulreife in Deutschland, des mittleren Schulab-

schlusses in Deutschland oder eines Nachweises von – im Ver-

gleich zur Aufenthaltsdauer in Deutschland - guten Sprachkennt-

nissen in der deutschen Sprache, besonderes bürgerschaftliches 

Engagement oder herausragende berufliche Leistungen sowie, 

wenn ein besonderes öffentliches Interesse an der Fortführung 

der Tätigkeit des Betroffenen besteht;  

○ beabsichtigte Aufnahme einer Beschäftigung oder qualifizierten 

Berufsausbildung in einem Beruf mit besonderem Fachkräfte-

mangel (v.a. in den Pflegeberufen) auf Grund des hier bestehen-

den besonderen öffentlichen Interesses. Dies sind Berufe, die 

die Bundesagentur für Arbeit in der sogenannten Positivliste ge-

mäß § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Beschäftigungsverordnung veröf-
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fentlicht sowie die sogenannten MINT-Berufe (Mathematik, Infor-

mationstechnologie, Naturwissenschaft, Technik) oder Ärztin  

oder Arzt. Im Hinblick auf den Mangel in den Pflegeberufen ist 

darüber hinaus auch die beabsichtigte Aufnahme einer Ausbil-

dung zum Pflegefachhelfer (keine qualifizierte Ausbildung), so-

weit eine qualifizierte Berufsausbildung anschlussfähig ist, positiv 

zu berücksichtigen. Dies knüpft für das Asylverfahren an die (mit 

IMS vom 23.08.2018; Az: F2-2081-1-8-19) bereits erfolgte Privi-

legierung einer Fortführung dieser Ausbildungen nach negativem 

Ausgang eines Asylverfahrens an;  

○ geringe Aussicht auf eine zeitnahe Rückführung trotz Erfüllung 

der Mitwirkungspflichten des Ausländers. Soweit diese Frage 

durch die Ausländerbehörde nicht selbst hinreichend aktenkun-

dig entschieden werden kann, ist das LfAR zu beteiligen. Dem 

LfAR kommt bei der Bewertung dieser Frage ein prognostischer 

Beurteilungsspielraum zu, der im Hinblick auf Rückführungsbe-

mühungen auch die Möglichkeit einer Priorisierung bestimmter 

Herkunftsländer oder Gruppen umfasst. 

 

b) Gegen die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis: 

○ eine tatsächliche Abschiebung erscheint in absehbarer Zeit mög-

lich; Soweit diese Frage durch die Ausländerbehörde nicht selbst 

hinreichend aktenkundig entschieden werden kann, ist das LfAR 

zu beteiligen. Dem LfAR kommt bei der Bewertung dieser Frage 

ein prognostischer Beurteilungsspielraum zu, der im Hinblick auf 

Rückführungsbemühungen auch die Möglichkeit einer Priorisie-

rung bestimmter Herkunftsländer oder Gruppen umfasst. 

○ kurze Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet; 

○ begangene Straftaten oder sonstige Verstöße gegen Rechtsvor-

schriften (z.B. gegen eine räumliche Beschränkung oder Wohn-

sitzauflage) bzw. gegen behördliche oder gerichtliche Entschei-

dungen; 

○ im Verhältnis zur bisherigen Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet 

geringe Kenntnisse der deutschen Sprache (je nach Tätigkeit, für 

die die Beschäftigungserlaubnis begehrt wird); 
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○ ungeklärte Identität; wirkt der Ausländer bei der Identitätsklärung 

nachweislich nicht mit, kann bereits der Versagungsgrund nach 

§ 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 AufenthG vorliegen, mit der Folge, 

dass die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis bereits kraft 

Gesetzes ausgeschlossen ist.  

 

4.4.2.2 Verlängerung oder erneute Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis 
 

Erlischt eine Beschäftigungserlaubnis und wird vom geduldeten Auslän-

der erneut Antrag auf Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis gestellt, 

hat dies eine erneute Ermessensabwägung zur Folge. Die Beschäfti-

gungserlaubnis wird erneut erteilt, wenn im Vergleich zur Sachverhalts-

lage bei der – ja positiven Vorentscheidung – keine zusätzlichen negati-

ven Ermessensaspekte hinzugetreten sind bzw. sofern sie durch neu 

hinzugetretene positive Ermessensaspekte aufgewogen werden. Im Ein-

zelnen: Mit Erlöschen der Aufenthaltsgestattung und damit Eintritt der 

vollziehbaren Ausreisepflicht erlischt mit der Aufenthaltsgestattung die 

Beschäftigungserlaubnis. Sofern außer der negativen Bleibeperspektive 

(jetzt vollziehbar negativer Asylbescheid) im Vergleich zur Sachlage bei 

der ersten Erteilung der Beschäftigungserlaubnis keine weiteren negati-

ven Aspekte hinzugetreten sind, soll die Beschäftigungserlaubnis wieder 

erteilt werden. Das gleiche gilt, wenn die Beschäftigungserlaubnis an ei-

nen Geduldeten erloschen ist und neu beantragt wird. In jedem Fall er-

lischt die Beschäftigungserlaubnis aber ohne Verlängerungsmöglichkeit, 

wenn die Duldung erlischt oder aufgehoben wird und mangels eines 

Duldungsgrundes keine Verlängerung der Duldung erfolgt, da die Be-

schäftigungserlaubnis eine Duldung voraussetzt (siehe oben 4.4). 

 

4.5 Berufsausbildung von Geduldeten 
 

Durch das Integrationsgesetz des Bundes wurde mit § 60a Abs. 2 

Satz 4 AufenthG unter den dortigen Voraussetzungen ein Anspruch auf 

Duldungserteilung für eine qualifizierte Berufsausbildung in einem staat-

lich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf einge-

führt. Daneben bedarf es aber stets auch einer Beschäftigungserlaub-
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nis, die im Ermessen der Ausländerbehörde steht und über die zum sel-

ben Zeitpunkt zu entscheiden ist, wie über die Duldung nach § 60a 

Abs. 2 Satz 4 AufenthG (s. dazu unter Nr. 4.5.1.1 Buchstabe b). Unab-

hängig von den Tatbestandsvoraussetzungen dieser Vorschrift ist die 

Beschäftigungserlaubnis unter bestimmten Umständen zu versagen, um 

einen Missbrauch des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG und Wertungswi-

dersprüche zu anderen Vorschriften des Aufenthaltsgesetzes zu vermei-

den (s. dazu unter Ziffer 4.5.1.1 Buchstaben a bis d). Die Versagung der 

Beschäftigungserlaubnis wiederum führt dazu, dass eine Duldung nach 

§ 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG nicht erteilt werden kann.  

 

4.5.1 Erteilungsvoraussetzungen für eine Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 

AufenthG 
 

4.5.1.1 Personenkreis 
 

Sinn und Zweck von § 60a Abs. 2 Satz 4 ff. AufenthG ist es, Geduldeten 

und ausbildenden Betrieben für die Zeit der Ausbildung und für einen 

begrenzten Zeitraum danach mehr Rechtssicherheit zu verschaffen und 

das diesbezügliche aufenthaltsrechtliche Verfahren zu vereinfachen 

(BR-Drs. 266/16, S. 48 f. – zu Ziffer 8). Die Vorschrift bezweckt aber 

nicht die Privilegierung der illegalen Zuwanderung unter Umgehung des 

Asylverfahrens. Daher kommt eine Duldungserteilung nach § 60a Abs. 2 

Satz 4 ff. AufenthG grundsätzlich nur in Betracht für vollziehbar ausrei-

sepflichtige Ausländer, die zuvor ein Asylverfahren erfolglos durchlaufen 

haben.  

 

Abgesehen von den Fällen des Nichtvorliegens der Tatbestandsvoraus-

setzungen des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG ist eine Duldung nach die-

ser Vorschrift folgenden weiteren Personen unter den nachfolgenden 

Maßgaben zu versagen:  
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a) Asylbewerber 
Asylbewerber sind nicht vollziehbar ausreisepflichtig, erfüllen also 

die Grundvoraussetzung für eine Duldungserteilung nicht, weil sie in 

Deutschland einen Asylantrag stellen und deswegen (mit Ausstel-

lung des Ankunftsnachweises) eine Aufenthaltsgestattung nach 

§ 55 AsylG besitzen. Die Aufenthaltsgestattung ist ein gesetzliches 

Aufenthaltsrecht besonderer Art. Solange ein Ausländer eine Auf-

enthaltsgestattung nach dem Asylgesetz besitzt, ist er daher nicht 

(vollziehbar) ausreisepflichtig.  

 

Dies gilt auch für sog. Dublin III-Fälle, also Ausländer, die nach der 

Dublin-III-Verordnung (EU) Nr. 604/2013 vom 29.06.2013 (Abl. EG 

L 180/31) in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 

überstellt werden können. Diese suchen in Deutschland zumeist um 

Asyl nach und besitzen deswegen ebenfalls eine Aufenthaltsgestat-

tung nach § 55 AsylG. Die Aufenthaltsgestattung erlischt in diesen 

Fällen erst mit Erlass der Abschiebungsanordnung nach § 34a 

AsylG. Dabei handelt es sich um die verfahrensabschließende Ent-

scheidung des BAMF in Dublin-Fällen, mit der das BAMF die Über-

stellung des Ausländers in den asylzuständigen EU-Mitgliedstaat 

anordnet. Hat das BAMF aber bereits eine Abschiebungsanordnung 

nach § 34a AsylG erlassen, steht eine Maßnahme zur Aufenthalts-

beendigung im Sinn des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG konkret be-

vor.  

 

Hinzu kommt, dass die Dublin III-Verordnung als gegenüber den 

nationalen Vorschriften höherrangiges europäisches Recht eine ab-

schließende Verfahrensregelung für Asylbewerber enthält, die über 

einen anderen Mitgliedstaat ohne das erforderliche Visum in die Eu-

ropäische Union eingereist sind, und die Erteilung einer Duldung 

nicht vorsieht. Das Dublin-Verfahren wird in der Zuständigkeit des 

BAMF geführt; die Ausländerbehörden übernehmen im Wege der 

Vollzugshilfe lediglich die Überstellungen. 
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b) Ausländer, die ihren Asylantrag zurückgenommen haben 
Bei Ausländern, die ihren Asylantrag zurückgenommen haben, 

kommt eine Duldungserteilung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG 

grundsätzlich ebenfalls nicht in Betracht. Die Rücknahme eines 

Rechtsbehelfes im Asylklageverfahren hindert die Duldungsertei-

lung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG dagegen im Regelfall 

nicht. 

 

Auch wenn § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG seinem Wortlaut nach ei-

nen Rechtsanspruch auf Duldungserteilung vermittelt, darf er nicht 

so angewendet werden, dass es zu Wertungswidersprüchen zu an-

deren Vorschriften des Aufenthaltsgesetzes kommt. Nimmt ein Aus-

länder nach erfolgreicher Suche nach einem Ausbildungsplatz sei-

nen Asylantrag zurück, um, sofern dies auch zweifelsfrei nachweis-

bar ist, von der im Vergleich zu § 61 Abs. 2 Satz 1 AsylG günstige-

ren (weil an sich einen Rechtsanspruch vermittelnden) Regelung 

des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG zu profitieren, stellt dies nicht nur 

einen Missbrauch des Asylrechts, sondern auch eine Umgehung 

des Erfordernisses der Einreise mit dem erforderlichen Visum (§ 4 

Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 Nr. 1 AufenthG) dar. Außerdem würden 

durch diese Vorgehensweise auch § 17 AufenthG (Aufenthaltser-

laubnis zu Ausbildungszwecken) und damit auch die Pflicht zur Ein-

holung des Visums samt Prüfung der Regelerteilungsvoraussetzun-

gen vom Ausland aus (§ 5 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 AufenthG) umgan-

gen.  

 

Zweck des Aufenthaltsgesetzes ist es nach § 1 Abs. 1 AufenthG, 

den Zuzug von Ausländern in die Bundesrepublik Deutschland zu 

steuern und zu begrenzen. Es ermöglicht und gestaltet Zuwande-

rung unter Berücksichtigung der Aufnahme- und Integrationsfähig-

keit sowie der wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Interes-

sen Deutschlands. Die Pflichten zur Einholung des Visums und zur 

Prüfung der Regelerteilungsvoraussetzungen vom Ausland aus sind 

zur Gewährleistung dieser Steuerungs- und Begrenzungsfunktion 

unabdingbar. Hinzu kommt, dass Ausländer, die ihren Asylantrag 
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zurücknehmen und noch über keine Duldung verfügen, dem Er-

werbstätigkeitsverbot des § 4 Abs. 3 Satz 1 AufenthG, das der ar-

beitsmarktpolitischen Zuwanderungssteuerung und -begrenzung 

dient, unterliegen, was ebenfalls dafür spricht, in diesen Fällen eine 

Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG nicht zu erteilen.  

 

Begehrt daher ein Ausländer eine Duldung gemäß § 60a Abs. 2 

Satz 4 AufenthG nach vorheriger Rücknahme seines Asylantrages, 

ist somit zu prüfen, ob im Einzelfall eine missbräuchliche Umge-

hung des Asylverfahrens und Umgehung des Erfordernisses der 

Einreise mit dem erforderlichen Visum vorliegt. Die Rücknahme des 

Asylantrages bildet ein starkes Indiz für eine Missbrauchskonstella-

tion, welches aber im Einzelfall widerlegt werden kann.  

 

Eine Missbrauchskonstellation kann dann widerlegt werden, wenn 

der Ausländer seinen Asylantrag aus objektiv nachvollziehbaren, 

mit der gewünschten Berufsausbildung offenkundig nicht in Zusam-

menhang stehenden Gründen zurücknimmt. Dies kann beispiels-

weise der Fall sein, wenn der Ausländer aufgrund eines erfolgten 

Regimewechsels im Herkunftsland keine Verfolgung mehr zu be-

fürchten hat, dorthin aber (z.B. wegen nach wie vor zu instabiler 

Lage) nicht abgeschoben werden kann. Eine Missbrauchskonstella-

tion ist auch dann nicht anzunehmen, wenn bei unbegleiteten min-

derjährigen Ausländern die Rücknahme eines Asylantrags im Inte-

resse des Kindeswohls erfolgte. 

 

Kann das Indiz eines Missbrauchs nicht widerlegt werden, soll die 

Beschäftigungserlaubnis nach § 4 Abs. 3 Satz 3 i. V. m. § 42 Abs. 2 

Nr. 5 AufenthG i. V. m. § 32 BeschV versagt werden. Über die Be-

schäftigungserlaubnis muss zum selben Zeitpunkt entschieden wer-

den, wie über die Duldung, weil Ausländer und Ausländerbehörde 

Klarheit darüber haben müssen, ob der Ausländer von einer Dul-

dung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG überhaupt Gebrauch ma-

chen, also eine qualifizierte Berufsausbildung überhaupt aufnehmen 
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könnte. Wird die Beschäftigungserlaubnis versagt, ist dies zu ver-

neinen, mit der Folge, dass es dann am Sachentscheidungsinte-

resse des Ausländers an der von ihm beantragten Amtshandlung 

„Duldungserteilung“ (die einen begünstigenden Verwaltungsakt dar-

stellt) fehlt, weil von der Duldung § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG 

mangels Beschäftigungserlaubnis nicht zu ihrem bestimmungsge-

mäßen Zweck (Berufsausbildung) Gebrauch gemacht werden 

könnte. Das fehlende Sachentscheidungsinteresse wiederum führt 

dazu, dass die Erteilung einer Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 

AufenthG abzulehnen ist.  

 

c) Ausländer, die die Geltungsdauer ihres Visums überschreiten 
oder nach visumfreier Einreise nicht fristgerecht wieder ausrei-
sen 
Auch bei Ausländern, die die Geltungsdauer ihres Visums über-

schritten haben oder nach visumfreier Einreise nicht fristgerecht 

wieder ausreisen (sog. Visa-Overstayer), kommt eine Duldungser-

teilung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG aus den unter Buch-

stabe b) genannten Missbrauchs- und Umgehungsgründen grund-

sätzlich nicht in Betracht. Auch hier sind die Beschäftigungserlaub-

nis und nachfolgend (wegen fehlendem Sachentscheidungsinte-

resse) die Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG zu versa-

gen.  

 

Solange sich Ausländer mit noch gültigem Visum oder nach visum-

freier Einreise noch innerhalb der zulässigen Aufenthaltszeit im 

Bundesgebiet aufhalten, kommt eine Duldungserteilung nach § 60a 

Abs. 2 Satz 4 AufenthG schon deswegen nicht in Betracht, weil sie 

sich während dieser Zeit legal in Deutschland aufhalten und noch 

nicht ausreisepflichtig sind.  

 

d) Ausländer, die ohne Asylzusammenhang unerlaubt einreisen  
Schließlich kommt eine Duldungserteilung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 

AufenthG aus den unter Buchstabe b) genannten Missbrauchs- und 



- 44 - 

 

 

Umgehungsgründen grundsätzlich auch nicht in Betracht bei Aus-

ländern, die ohne einen Asylantrag zu stellen oder gestellt zu haben 

„schlicht“ unerlaubt eingereist sind.  

 

4.5.1.2 Tatbestandsvoraussetzungen nach § 60a Abs. 2 Sätze 4 und 6  

AufenthG 
 

4.5.1.2.1 Qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder ver-
gleichbar geregelten Ausbildungsberuf in Deutschland 

 

Die Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG wird erteilt für eine 

qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder ver-

gleichbar geregelten Ausbildungsberuf in Deutschland. Da die Auf-

nahme einer Berufsausbildung im vorgenannten Sinn gemäß § 32 

Abs. 2 Nr. 2 BeschV nicht der Zustimmung der BA unterliegt, obliegt es 

grundsätzlich der Ausländerbehörde selbst zu prüfen, ob eine qualifi-

zierte Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleich-

bar geregelten Ausbildungsberuf vorliegt. Allerdings handelt es sich da-

bei um kein gänzlich neues Tatbestandsmerkmal, weil es auch bislang 

schon für die Aufenthaltserlaubniserteilung nach § 18a Abs. 1 Nr. 1a 

AufenthG vorausgesetzt wurde (gem. Ziffer 18a.1.1.1 AVwV-AufenthG 

wird mit der Bezugnahme auf eine „qualifizierte Berufsausbildung“ die 

Terminologie der §§ 18 Abs. 4, 39 Abs. 6 AufenthG aufgegriffen).  

 

Gemäß § 6 Abs. 1 Satz 2 BeschV liegt eine qualifizierte Berufsausbil-

dung nur dann vor, wenn die Ausbildungsdauer mindestens zwei Jahre 

beträgt. Allerdings bezieht sich dies auf die generelle Dauer der Ausbil-

dung und nicht auf die individuelle Ausbildungsdauer des betroffenen 

Ausländers (vgl. Ziffer 18a.1.1.1 AVwV-AufenthG). Wird daher die Aus-

bildung im Einzelfall durch eine vorzeitige Zulassung zur Abschlussprü-

fung vor Ablauf der Regelausbildungsdauer erfolgreich abgeschlossen, 

so ist dies für § 60a Abs. 2 Satz 4 und § 18a Abs. 1a AufenthG un-

schädlich.  

 

Der Begriff des „staatlich anerkannten Ausbildungsberufs" ist im Übrigen 

durch das Berufsbildungsgesetz (BBiG) und die Handwerksordnung 

(HwO) festgelegt. Die staatlich anerkannten Ausbildungsberufe mit ihren 
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Verordnungen nach § 4 Abs. 1 BBiG bzw. § 25 Abs. 1 HwO bilden die 

rechtliche Grundlage für die inhaltliche Durchführung der betrieblichen 

Berufsausbildung im dualen System. Sie werden für den berufsschuli-

schen Bereich durch die Rahmenlehrpläne der Kultusministerkonferenz 

ergänzt. Die Vorschriften für Ausbildungsberufe, die vor Inkrafttreten des 

BBiG von 1969 erlassen worden waren, gelten bis zum Erlass neuer 

Ausbildungsordnungen fort (§ 104 BBiG und § 122 Abs. 4 HwO). Die 

letztgenannten Ausbildungsberufe gelten entweder als staatlich aner-

kannt oder stellen vergleichbar geregelte Ausbildungsberufe dar.  

 

Zu den vergleichbar geregelten Ausbildungsberufen zählen auch die 

landesrechtlich geregelten Berufe im Gesundheits- und Sozialwesen 

(z.B. Erzieherin, Kinderpflegerin). „Vergleichbar geregelt“ sind Ausbil-

dungsberufe, die ähnlich formalisierte Ausbildungsgänge wie staatlich 

anerkannte Ausbildungsberufe aufweisen und mit einer Prüfung abge-

schlossen werden.  

 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat gemäß § 90 Abs. 3 Nr. 3 BBiG 

die gesetzliche Aufgabe, das Verzeichnis der anerkannten Ausbildungs-

berufe zu führen. Es veröffentlicht zu diesem Zweck jährlich eine „Be-

kanntmachung des Verzeichnisses der anerkannten Ausbildungsberufe 

und des Verzeichnisses der zuständigen Stellen“ (sog. BIBB-Liste) im 

Amtlichen Teil des Bundesanzeigers (www.bundesanzeiger.de). Die Be-

kanntmachung ist ein durchsuchbares Pdf-Dokument, in dem die vom 

Ausländer angestrebte Ausbildung als Suchbegriff eingegeben werden 

kann. Die Bekanntmachung enthält neben den bundesrechtlich ausge-

stalteten auch viele (aber nicht alle) landesrechtlich ausgestaltete staat-

lich anerkannte oder vergleichbar geregelte Ausbildungsberufe, wobei 

zu beachten ist, dass einige der hier aufgeführten landesrechtlich gere-

gelten Ausbildungsberufe die Mindestvoraussetzung nach § 6 Abs. 1 

Satz 2 BeschV nicht erfüllen (z.B. Altenpflegehelferin). Daneben enthält 

sie auch ein Verzeichnis der zuständigen Stellen, aus dem sich für et-

waige Nachfragen die für den jeweiligen Ausbildungsberuf zuständige 

Stelle ermitteln lässt (z.B. Handwerkskammer, Industrie- und Handels-

kammer).  

http://www.bundesanzeiger.de/
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Für landesrechtlich geregelte Ausbildungsberufe sind neben der BIBB-

Liste auch die Listen der Kultusministerkonferenz (KMK-Listen) über 

landesrechtlich geregelte Berufsabschlüsse an Berufsfachschulen und 

Fachschulen zu berücksichtigen, bei denen es sich ebenfalls um durch-

suchbare Pdf-Dokumente handelt. 

 

Einige qualifizierte Berufsausbildungen können sowohl an Berufsfach-

schulen als auch in der dualen Berufsausbildung (also im Ausbildungs-

betrieb) absolviert werden. Wird eine derartige Ausbildung an der Be-

rufsfachschule begonnen und wechselt der Auszubildende danach in die 

duale Berufsausbildung, erfolgt eine Anrechnung der Zeit des Berufs-

fachschulbesuches (vgl. § 2 Abs. 5 und § 3 der Verordnung zur Umset-

zung des Berufsbildungsgesetzes, des Berufsqualifikationsfeststellungs-

gesetzes und der Handwerksordnung [BBiGHwOV]). Die BBiGHwOV re-

gelt auch die Anrechnung von Zeiten des Besuchs eines schulischen 

Berufsgrundbildungsjahres auf die Ausbildungszeit der qualifizierten Be-

rufsausbildung (vgl. § 7 Abs. 1 BBiG i. V. m. § 1 BBiGHwOV).  

 

Bei Zweifeln, ob es sich bei der angestrebten schulischen Berufsaus-

bildung um eine qualifizierte Berufsausbildung im Sinn des § 60a Abs. 2 

Satz 2 AufenthG handelt, ist das für berufliche Schulen zuständige 

Sachgebiet der jeweiligen Regierung zu beteiligen (s. auch Nr. 4.5.5 am 

Ende). 

 

4.5.1.2.2 Bevorstehende oder bereits erfolgte Aufnahme einer qualifizierten  
Berufsausbildung 

 

Die Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG wird erteilt, wenn der 

Ausländer eine qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich aner-

kannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf in Deutschland 

aufnimmt oder aufgenommen hat. Der Ausländer nimmt die Berufsaus-

bildung auf, indem er zu dem Zweck der im Berufsausbildungsvertrag 

bezeichneten Ausbildung die Tätigkeit bei der Ausbildungsstätte be-

ginnt; da die tatsächliche Aufnahme der Berufsausbildung allerdings erst 

nach der (positiven) Entscheidung der Ausländerbehörde erlaubt ist, ist 
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unter Aufnahme der Berufsausbildung hier der Abschluss des Ausbil-

dungsvertrags zu verstehen (s. näher unter Ziffer 4.5.5). Die Variante 

„aufgenommen hat“ ist für die Fallgestaltungen zutreffend, in denen die 

Berufsausbildung mit einem anderen aufenthaltsrechtlichen Status (wie 

z. B. einer Aufenthaltsgestattung) begonnen wurde oder der Ausländer 

bisher eine Duldung aus anderen Gründen (z.B. nach § 60a Abs. 2 

Satz 1 AufenthG wegen tatsächlicher Unmöglichkeit der Abschiebung) 

besessen hat (BT-Drs. 18/9090, S. 26).  

 

Anders als § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG a.F., der vorausgesetzt hatte, 

dass die qualifizierte Berufsausbildung vor Vollendung des 21. Lebens-

jahres aufgenommen wird, enthält die Neuregelung seit dem 06.08.2016 

keine Altersgrenze mehr für die Auszubildenden für den Beginn der 

Ausbildung.  

 

4.5.1.2.3 Kein Erwerbstätigkeitsverbot nach § 61 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Satz 2, 2. 
HS AsylG, § 60b Abs. 5 Satz 2 und § 60a Abs. 6 AufenthG 

 

Eine Duldungserteilung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG ist nur mög-

lich, wenn kein Erwerbstätigkeitsverbot nach § 61 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. 

Satz 2, 2. HS AsylG,  

§ 60b Abs. 5 Satz 2 oder § 60a Abs. 6 AufenthG vorliegt (siehe dazu 

oben unter Ziffer 4.2). Liegt ein solches vor, darf die Ausländerbehörde 

ausnahmslos keine Erwerbstätigkeit erlauben. Zwar ist eine Beschäfti-

gungserlaubnis nur für Duldungsinhaber zulässig. Die Erteilung einer 

Ausbildungsduldung schafft aber selbst einen Duldungsgrund, setzt die-

sen also gerade nicht schon voraus. 

 

4.5.1.2.4 Kein Bevorstehen konkreter Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 
 

Eine Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG ist des Weiteren aus-

geschlossen, wenn konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 

bevorstehen.  

 

Für die Ausbildungsduldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG gilt 

grundsätzlich, dass ihre Voraussetzungen zum Zeitpunkt der Behör-

denentscheidung vorliegen müssen. Abweichend von diesem Grundsatz 
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ist hinsichtlich der Beurteilung der Frage, ob konkrete Maßnahmen der 

Aufenthaltsbeendigung entgegenstehen, maßgeblich auf den Zeitpunkt 

abzustellen, zu dem der Ausländer eine zeitnah aufzunehmende, konk-

ret bezeichnete Berufsausbildung unter Vorlage geeigneter Nachweise 

beantragt. Konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung sind das 

zielgerichtete und konkrete Tätigwerden der Ausländerbehörde im Hin-

blick auf die (grundsätzlich durchführbare) Abschiebung des Auslän-

ders, ohne dass hierfür bereits ein bestimmter Zeitpunkt feststehen oder 

ein exakter Zeitpunkt für die Aufenthaltsbeendigung absehbar sein 

müsste. Die konkret bevorstehenden Maßnahmen zur Aufenthaltsbeen-

digung müssen allerdings in einem hinreichenden sachlichen und zeitli-

chen Zusammenhang zur Aufenthaltsbeendigung stehen. Konkreten 

Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung stehen daher somit insbeson-

dere bevor, wenn 

 

○ eine ärztliche Untersuchung zur Feststellung der Reisefähigkeit ver-

anlasst wurde. Wurde in der ärztlichen Untersuchung zur Feststel-

lung der Reisefähigkeit lediglich eine vorübergehende Reiseunfä-

higkeit festgestellt, die mit einer entsprechenden medizinischen 

Versorgung behandelt und behoben werden kann, stellt dies eine 

konkrete Maßnahme zur Aufenthaltsbeendigung dar. Demgegen-

über verhindert eine längerfristige oder dauerhafte Reiseunfähigkeit 

nicht die Erteilung der Ausbildungsduldung. 

 
○ der Ausländer einen Antrag zur Förderung mit staatlichen oder 

kommunalen Mitteln einer freiwilligen Ausreise gestellt hat. Stellt 

der Ausländer nach Erteilung der Ausbildungsduldung einen Antrag 

zur Förderung der freiwilligen Ausreise mit staatlichen oder kommu-

nalen Mitteln, so stellt dies für sich noch keinen Grund für ein Erlö-

schen oder den Widerruf der Ausbildungsduldung dar. Mit der Aus-

reise erlischt jedoch die Ausbildungsduldung, vgl. § 60a Abs. 5 

Satz 1 AufenthG). 

 
○ die Buchung von Transportmitteln für die Abschiebung eingeleitet 

wurde.  
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Die Buchung von Transportmitteln für die Abschiebung ist insbeson-

dere dann eingeleitet, wenn für einen konkret benannten Ausländer 

ein Flug gebucht wurde, er in eine Liste für eine bevorstehende 

Sammelabschiebung aufgenommen wurde oder wenn die Sachbe-

arbeitung des Einzelfalls in einem gesonderten Rückführungsbe-

reich erfolgt und die Ausländerakte zum Zweck der Rückführung 

des Ausländers an diesen Bereich übergeben wurde.  

 

○ ein Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats ge-

mäß Artikel 20 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 eingeleitet 

wurde. Ein Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mitglied-

staats, das als konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung zu 

bewerten ist, ist nach Artikel 20 Abs. 1 nach der Verordnung (EU) 

Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Juni 2013 dann eingeleitet, sobald in Deutschland erstmals ein 

Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde. Kommt das daran 

anschließende Verfahren zur Prüfung der Zuständigkeit zum Ergeb-

nis, dass Deutschland der für die Durchführung des Asylverfahrens 

zuständige Mitgliedstaat ist, erhält der Ausländer eine Aufenthalts-

gestattung und unterliegt nicht mehr dem Anwendungsbereich der 

Ausbildungsduldung. 

 

○ vergleichbar konkrete Vorbereitungsmaßnahmen zur Abschiebung 

des Ausländers eingeleitet wurden, es sei denn, es ist von vornhe-

rein absehbar, dass diese nicht zum Erfolg führen. Eine im Zeit-

punkt der Antragstellung an den Betroffenen ergangene bloße Auf-

forderung zu Pass- oder Passersatzbeschaffung stellt keine ver-

gleichbar konkrete Vorbereitungsmaßnahme zur Abschiebung dar. 

Dagegen sind vergleichbar konkrete Vorbereitungshandlungen zur 

Abschiebung des Ausländers gegeben, wenn die Abschiebung des 

vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländers bereits konkret vorberei-

tet wird und hierfür die Beantragung eines Pass(ersatz)papiers er-

folgt (vgl. BT-Drs. 18/9090, S. 26). Weiter ist beispielsweise als ver-
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gleichbar konkrete Maßnahme zu bewerten, wenn vor der Antrag-

stellung ein Termin zur Vorstellung des vollziehbar ausreisepflichti-

gen Ausländers bei der diplomatischen Auslandsvertretung des 

Herkunftsstaates des Ausländers zur Vorbereitung der Rückführung 

vereinbart wurde, auch wenn der Termin selbst erst in einem ange-

messenen Zeitraum nach Antragstellung angesetzt ist. Weitere kon-

krete Vorbereitungsmaßnahmen sind beispielsweise ein Antrag auf 

Anordnung der Sicherungshaft (§ 62 Abs. 3 AufenthG) oder des 

Ausreisegewahrsams (§ 62b AufenthG) sowie die Ankündigung des 

Widerrufs einer Duldung nach § 60a Abs. 5 Satz 4 AufenthG. 

 

Sobald die Ausreisepflicht eines Ausländers vollziehbar wird, hat die 

Ausländerbehörde konkrete Maßnahmen zur Vorbereitung der Aufent-

haltsbeendigung unverzüglich in die Wege zu leiten und stets konse-

quent weiter zu betreiben (s. dazu näher unter Ziffer 4.3). Jede dieser 

Maßnahme ist nachweislich in der Ausländerakte zu dokumentieren. 

 

Sofern Anhaltspunkte für eine offensichtliche Aussichtslosigkeit der 

Rückführungsbemühungen vorliegen, wie dies z.B. bei einem Zielstaat 

der Fall wäre, in den aus tatsächlichen Gründen keine Abschiebung er-

folgen kann, sind konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 

nicht einzuleiten. Liegt der Eintritt der vollziehbare Ausreisepflicht im 

Zeitpunkt der Behördenentscheidung mehr als ein Jahr zurück und sind 

seitdem aufenthaltsbeendende Maßnahmen ohne Ergebnis geblieben, 

ohne dass dies aktenkundig und nachvollziehbar dem Ausländer zuge-

rechnet werden kann, bedarf es im Hinblick auf das Merkmal des Bevor-

stehens konkreter Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung einer beson-

deren aktenkundigen Prüfung durch die Ausländerbehörde, ob aufent-

haltsbeendende Maßnahmen fortgesetzt werden sollen. Aufenthaltsbe-

endende Maßnahmen sollen nicht fortgesetzt werden, wenn ihr Erfolg 

nicht zu erwarten ist. Diese Feststellung ist in den ausländerbehördli-

chen Unterlagen zu dokumentieren. Das LfAR ist dabei zu beteiligen. 

Dem LfAR kommt bei der Bewertung, ob eine Fortsetzung aufenthalts-

beendender Maßnahmen erfolgversprechend ist, ein Beurteilungsspiel-
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raum zu, der im Hinblick auf Rückführungsbemühungen auch die Mög-

lichkeit einer Priorisierung bestimmter Herkunftsländer oder Gruppen 

umfasst. Blieben konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung ohne 

Ergebnis, ohne dass dies dem Ausländer zuzurechnen ist, dürfen sie 

nicht allein deswegen wiederholt werden, um das Entstehen des An-

spruchs nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG zu verhindern. Wurde zum 

Beispiel der Ausländer aufgefordert, einen Pass bei der zuständigen 

Auslandsvertretung zu beantragen und wurde von dieser die Ausstel-

lung ohne Benennung erfüllbarer Voraussetzungen abgelehnt, kommt 

eine erneute Aufforderung nur in Betracht, wenn sich die Ausstellungs-

praxis der Auslandsvertretung nach Kenntnis der Ausländerbehörde 

zwischenzeitlich geändert hat. Nähere Informationen zur Ausstellungs-

praxis und zu den Voraussetzungen der Passbeschaffung hat das LfAR 

in das Bayerische Behördennetz unter (http://www.stmi.bybn.de/ausla-

ender/infos_themenbereiche/laenderspez_Infos/default.htm) eingestellt, 

welche regelmäßig aktualisiert werden. 

 

Soll eine qualifizierte Berufsausbildung oder anschlussfähige Ausbil-

dung zu einem Pflegefachhelfer fortgesetzt werden, für die während der 

Zeit der Aufenthaltsgestattung von der Ausländerbehörde eine Beschäf-

tigungserlaubnis erteilt worden war, soll von der sofortigen Einleitung 

konkreter Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung i. S. d. § 60a Abs. 2 

Satz 4 AufenthG abgesehen werden. Im Regelfall besteht dann bei ei-

ner qualifizierten Berufsausbildung ein Anspruch auf Erteilung einer Dul-

dung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG samt Beschäftigungserlaubnis 

für die Dauer der ununterbrochen fortgesetzten Ausbildung. Auch im 

Falle der anschlussfähigen Ausbildung zu einem Pflegefachhelfer soll 

eine entsprechende Ermessensduldung erteilt werden (vgl. dazu IMS 

vom 23.08.2018; Az: F2-2081-1-8-19).  

 

4.5.1.2.5 Keine Straffälligkeit oberhalb der Bagatellgrenze des § 60a Abs. 2 
Satz 6 AufenthG 

 

Gemäß § 60a Abs. 2 Satz 6 AufenthG wird eine Duldung nach Satz 4 

nicht erteilt und eine nach Satz 4 bereits erteilte Duldung erlischt unmit-

http://www.stmi.bybn.de/auslaender/infos_themenbereiche/laenderspez_Infos/default.htm
http://www.stmi.bybn.de/auslaender/infos_themenbereiche/laenderspez_Infos/default.htm
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telbar kraft Gesetzes, wenn der Ausländer wegen einer im Bundesge-

biet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt wurde, wobei Geldstra-

fen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 Tagessätzen 

wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder dem Asylgesetz 

nur von Ausländern begangen werden können, grundsätzlich außer Be-

tracht bleiben.  

 

4.5.2 Rechtsfolge: Grundsätzlich Anspruch auf Duldungserteilung für die ge-

samte Ausbildungsdauer 
 

Liegen die Tatbestandsvoraussetzungen nach § 60a Abs. 2 Sätze 4 und 

6 AufenthG vor und unterfällt der Ausländer dem hierfür vorgesehenen 

Personenkreis (s. oben unter Ziffer 4.5.1.1), hat er einen Anspruch auf 

Erteilung der Duldung zur Berufsausbildung.  

 

Die Duldung wird in diesen Fällen sogleich für die gesamte, im Ausbil-

dungsvertrag bestimmte Dauer der Berufsausbildung erteilt (§ 60a 

Abs. 2 Satz 5 AufenthG). Diese beträgt zumeist drei Jahre, kann aber – 

je nach Ausbildung – auch kürzer oder länger sein (s. z.B. § 8 Abs. 2 

BBiG zu Verlängerungsmöglichkeiten in Ausnahmefällen). War die Be-

rufsausbildung bereits vorher während des noch laufenden Asylverfah-

rens begonnen worden, verringert sich die Duldungsdauer entspre-

chend. 

 

Über die zur Aufnahme der Berufsausbildung neben der Duldung regel-

mäßig zusätzlich erforderliche Beschäftigungserlaubnis ist zum gleichen 

Zeitpunkt zu entscheiden wie über die Duldung. Sind die Voraussetzun-

gen nach § 60a Abs. 2 Sätze 4 und 6 AufenthG erfüllt, ist auch die Be-

schäftigungserlaubnis in der Regel zu erteilen. Das der Ausländerbe-

hörde im Rahmen der Beschäftigungserlaubnisprüfung zukommende 

Ermessen ist im Regelfall auf null reduziert, um den Anspruch des Aus-

länders auf Duldungserteilung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG nicht 

leer laufen zu lassen. Etwas anderes gilt nur in den oben unter Ziffer 

4.5.1.1 Buchstaben a) bis d) genannten Fallgruppen. Liegt einer der dort 

genannten Fälle vor, ist das Ermessen nach den dortigen Maßgaben so 
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auszuüben, dass die Beschäftigungserlaubnis versagt wird. Mit der Ver-

sagung der Beschäftigungserlaubnis entfällt das Sachentscheidungsin-

teresse für eine Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG, die folg-

lich ebenfalls zu versagen ist (s. dazu näher unter Ziffer 4.5.1.1 Buch-

stabe b).  

 

Eine Ausbildungsduldung und Beschäftigungserlaubnis für die Auf-

nahme einer qualifizierten Berufsausbildung kann nur im zeitlichen Zu-

sammenhang mit dem beabsichtigten Ausbildungsbeginn erteilt werden. 

Daher kann über die Erteilung einer Ausbildungsduldung und die Be-

schäftigungserlaubnis für eine qualifizierte Berufsausbildung frühestens 

bis zu sechs Monate vor dem tatsächlichen Ausbildungsbeginn ent-

schieden werden. 

 

4.5.3 Erlöschen der Duldung wegen Nichtbetreibens oder Abbruchs der Aus-

bildung (§ 60a Abs. 2 Sätze 7 bis 9 AufenthG) 
 

Gemäß § 60a Abs. 2 Satz 9 AufenthG erlischt eine nach Satz 4 erteilte 

Duldung unmittelbar kraft Gesetzes, wenn die Ausbildung nicht mehr 

betrieben oder abgebrochen wird. Unter „Nichtbetreiben“ der Ausbildung 

ist ein Unterlassen des Ausländers zu verstehen, der z.B. nicht mehr im 

Ausbildungsbetrieb erscheint. Der „Abbruch“ als aktives Tun kann hin-

gegen sowohl durch den Ausländer, als auch durch den Ausbildungsbe-

trieb erfolgen. Wird die Ausbildung nicht betrieben oder abgebrochen, ist 

der Ausbildungsbetrieb verpflichtet, dies unverzüglich, in der Regel in-

nerhalb einer Woche, der zuständigen Ausländerbehörde schriftlich mit-

zuteilen. In der Mitteilung sind neben den mitzuteilenden Tatsachen und 

dem Zeitpunkt ihres Eintritts die Namen, Vornamen und die Staatsange-

hörigkeit des Ausländers anzugeben (§ 60a Abs. 2 Sätze 7 und 8 Auf-

enthG).  

 

Erfolgt die Mitteilung des Ausbildungsbetriebes nicht innerhalb der ge-

setzlich für den Regelfall vorgesehenen Wochenfrist, hat der Ausbil-

dungsbetrieb konkret darzulegen, warum ihm die Mitteilung innerhalb 

der Wochenfrist nicht möglich war. Dies kann beispielsweise der Fall 
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sein, wenn das Schreiben des Ausländers über seinen Ausbildungsab-

bruch dem Ausbildungsbetrieb während dessen Betriebsferien zuging, 

so dass es dort zunächst nicht zur Kenntnis genommen und bearbeitet 

werden konnte. Teilt der Ausbildungsbetrieb der Ausländerbehörde den 

Abbruch dann unmittelbar nach den Betriebsferien mit, erfolgt die Mittei-

lung unter diesen Umständen auch dann unverzüglich (also ohne 

schuldhaftes Zögern), wenn die o.g. Wochenfrist bereits überschritten 

ist.  

 

Der Verantwortliche des Ausbildungsbetriebes, der vorsätzlich oder 

leichtfertig eine Mitteilung nach § 60a Abs. 2 Sätze 7 und 8 AufenthG 

nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in vorgeschriebener Weise  

oder nicht rechtzeitig macht, handelt gemäß § 98 Abs. 2b AufenthG ord-

nungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 98 Abs. 5 AufenthG 

mit einer Geldbuße bis zu 30.000,- Euro geahndet werden. 

 

4.5.4 Anspruch auf Folgeduldungen nach § 60a Abs. 2 Sätze 10 und 11 

AufenthG 
 

Wird das Ausbildungsverhältnis vorzeitig beendigt oder abgebrochen, 

hat der Ausländer einen Anspruch auf eine einmalige Duldung für sechs 

Monate zum Zweck der Suche nach einer weiteren Ausbildungsstelle 

zur Aufnahme einer Berufsausbildung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 Auf-

enthG (§ 60a Abs. 2 Satz 10 AufenthG). Die Duldung zur Ausbildungs-

platzsuche ist über die vorgenannten sechs Monate hinaus nicht verlän-

gerbar. Dies schließt es allerdings nicht aus, dem Ausländer eine Dul-

dung aus anderem Grund zu erteilen, wenn er die Voraussetzung für 

diese andere Duldung (z.B. nach § 60a Abs. 2 Satz 1 AufenthG) erfüllt.  

 

Gemäß § 60a Abs. 2 Satz 11 AufenthG wird eine nach Satz 4 erteilte 

Duldung für sechs Monate zum Zweck der Suche nach einer der erwor-

benen beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung verlän-

gert, wenn nach erfolgreichem Abschluss der Berufsausbildung, für die 

die Duldung erteilt wurde, eine Weiterbeschäftigung im Ausbildungsbe-

trieb nicht erfolgt; die zur Arbeitsplatzsuche erteilte Duldung darf für die-

sen Zweck nicht verlängert werden.  
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4.5.5 Verfahren zur Duldungserteilung 
 

Nach dem Wortlaut des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG genügt es zur 

Duldungserteilung nicht, dass die Aufnahme einer Berufsausbildung le-

diglich beabsichtigt ist. Vielmehr muss mit hinreichender Sicherheit zu 

erwarten sein, dass die Berufsausbildung auch tatsächlich mit dem Ziel 

aufgenommen werden wird, diese erfolgreich zu beenden und ihrer Auf-

nahme zumindest keine rechtlichen Hindernisse entgegenstehen. Die 

Erteilung einer Ausbildungsduldung setzt ausländerrechtlich keinen 

Nachweis eines bestimmten Sprachniveaus voraus. Ob die Deutsch-

kenntnisse für die angestrebte Berufsausbildung ausreichend sind, kann 

– sofern nicht berufserlaubnisrechtlich ein bestimmtes Sprachniveau vo-

rausgesetzt wird – letztlich nur der Arbeitgeber bzw. der Ausbildungsbe-

trieb beurteilen. Die Vorlage eines bloßen Entwurfs des Berufsausbil-

dungsvertrages genügt für die Erfüllung der Voraussetzungen für die 

Duldungserteilung nicht. Auch die Vorlage eines von beiden Seiten 

(Ausländer und Verantwortlicher des Ausbildungsbetriebes) bereits un-

terzeichneten Berufsausbildungsvertrages genügt ebenfalls nicht, weil 

die zuständige Stelle bzw. Kammer zu prüfen hat, ob der Berufsausbil-

dungsvertrag den Anforderungen der Handwerksordnung bzw. des Be-

rufsbildungsgesetzes entspricht. Zu diesen Anforderungen zählt neben 

der fachlichen und persönlichen Eignung der Ausbilder unter anderem 

auch, dass die Zahl der Auszubildenden grundsätzlich in einem ange-

messenen Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze oder zur Zahl der 

beschäftigten Fachkräfte stehen muss, um die Qualität der betrieblichen 

Ausbildung zu gewährleisten und Scheinausbildungsverhältnissen vor-

zubeugen (vgl. §§ 27 bis 36 BBiG bzw. §§ 21 bis 24 und §§ 28 bis 30 

HwO). Erst wenn die zuständige Stelle bzw. Kammer anlässlich der Vor-

lage des Berufsausbildungsvertrages die vorgenannten Anforderungen 

geprüft hat, erfolgt die Eintragung in das entsprechende Verzeichnis der 

Berufsausbildungsverhältnisse (z.B. Lehrlingsrolle).  

 

Allerdings werden viele Ausbildungsbetriebe nicht bereit sein, einen ver-

bindlichen Ausbildungsvertrag mit dem Ausländer abzuschließen, so-

lange eine Duldungserteilung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG nicht 
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sicher ist, der Ausbildungsbetrieb insoweit also noch keine Rechtssi-

cherheit hat.  

 

Um eine Pattsituation zu vermeiden, kann Zug um Zug wie folgt vorge-

gangen werden:  

 

a) Duale Berufsausbildungen 

• Will ein Betrieb einem vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländer 

einen Ausbildungsplatz zur Verfügung stellen, gibt er eine ent-

sprechende schriftliche Erklärung gegenüber der zuständigen 

Ausländerbehörde ab und übersendet zugleich einen prüffähigen 

Entwurf des konkret abzuschließenden Berufsausbildungsvertra-

ges.  

 

• Wenn es sich dabei um eine qualifizierte Berufsausbildung in ei-

nem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbil-

dungsberuf handelt, auch die sonstigen Voraussetzungen nach 

§ 60a Abs. 2 Sätze 4 und 6 AufenthG vorliegen und eine Ermes-

sensentscheidung zur Beschäftigungserlaubnis zugunsten des 

Ausländers getroffen werden kann, erteilt die Ausländerbehörde 

dem Ausbildungsbetrieb (und ggf. dem Ausländer) schriftlich 

eine Zusicherung, wonach sie Duldung und Beschäftigungser-

laubnis erteilen wird, sobald der von der zuständigen Stelle bzw. 

Kammer geprüfte Berufsausbildungsvertrag vorliegt und sich der 

entscheidungserhebliche Sachverhalt bis zu diesem Zeitpunkt 

nicht zu Ungunsten des Ausländers verändert hat (z.B. wegen 

Straftatenbegehung).  

 

Auch wenn eine gesetzliche Belehrungspflicht nicht besteht, 

sollte die Zusicherung gegenüber dem Ausbildungsbetrieb mit 

folgendem Hinweis versehen werden:  

„Nach § 60a Abs. 2 Satz 9 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) 
erlischt eine nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG erteilte Duldung 
unmittelbar kraft Gesetzes, wenn die Ausbildung nicht mehr be-
trieben oder abgebrochen wird. Wird die Ausbildung nicht betrie-
ben oder abgebrochen, ist der Ausbildungsbetrieb nach § 60a 
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Abs. 2 Satz 7 AufenthG verpflichtet, dies unverzüglich, in der Re-
gel innerhalb einer Woche, der Ausländerbehörde schriftlich mit-
zuteilen. In der Mitteilung sind nach § 60a Abs. 2 Satz 8 Auf-
enthG neben den vorgenannten mitzuteilenden Tatsachen und 
dem Zeitpunkt ihres Eintritts die Namen, Vornamen und die 
Staatsangehörigkeit des Ausländers anzugeben. Wir weisen da-
rauf hin, dass es nach § 98 Abs. 2b AufenthG eine Ordnungswid-
rigkeit darstellt, wenn eine Mitteilung nach § 60a Abs. 2 Sätze 7 
und 8 AufenthG vorsätzlich oder leichtfertig nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig, nicht in vorgeschriebener Weise oder nicht 
rechtzeitig gemacht wird. Die Ordnungswidrigkeit kann in diesen 
Fällen mit einer Geldbuße bis zu 30.000,- Euro geahndet werden 
(§ 98 Abs. 5 AufenthG).“  

 

• Die Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG (samt Beschäf-

tigungserlaubnis) kann erst dann tatsächlich erteilt werden, wenn 

der Ausländer den von beiden Vertragsparteien unterzeichneten 

Ausbildungsvertrag im Original vorlegt, auf dem der Geprüft-

Stempel der zuständigen Stelle bzw. Kammer (z.B. Handwerks-

kammer) aufgebracht sein muss. Dieser Stempel ist ausrei-

chend, weil die Eintragungen in das jeweilige Verzeichnis der 

Berufsausbildungsverhältnisse (z.B. Lehrlingsrolle) zum Teil erst 

mit zeitlicher Verzögerung erfolgen.  

Nicht erforderlich ist die Vorlage einer Bestätigung über die An-

meldung zur Berufsschule, da ein Besuch der Berufsschule oh-

nehin parallel zur Ausbildung im Ausbildungsbetrieb erfolgt. 

 

b) Schulische Berufsausbildungen 

• Bei schulischen Berufsausbildungen (soweit es sich bei solchen 

um qualifizierte Berufsausbildungen i. S. d. § 60a Abs. 2 Satz 4 

AufenthG handelt – vgl. Nr. 4.5.1.2.1 und die dort zur Ermittlung 

angegebenen Hilfsmittel) besteht teilweise kein Ausbildungsbe-

trieb. In diesen Fällen ist statt eines Berufsausbildungsvertrages 

die Vorlage der Anmeldebestätigung der Schule zu fordern, bei 

der die Berufsausbildung stattfindet (z.B. Berufsfachschule). Aus 

der Anmeldebestätigung hat die Bezeichnung des Ausbildungs-

berufes hervorzugehen.  
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• Auch in diesen Fällen erlischt zwar die Duldung gemäß § 60a 

Abs. 2 Satz 9 AufenthG unmittelbar kraft Gesetzes bei Nichtbe-

treiben oder Abbruch der Ausbildung. Ob die ausbildende Schule 

einen „Ausbildungsbetrieb“ im Sinn des § 60a Abs. 2 Satz 7 Auf-

enthG darstellt und damit den dort bestimmten Mitteilungspflich-

ten unterliegt, ist jedoch zweifelhaft. Wir werden mit dem Bun-

desministerium des Innern, für Bau und Heimat und dem Staats-

ministerium für Unterricht und Kultus, nach Möglichkeiten su-

chen, wie gewährleistet werden kann, dass auch berufsausbil-

dende Schulen die Ausländerbehörden über Nichtbetreiben oder 

Abbruch der Ausbildung informieren.  

 

Bis zu einer diesbezüglichen Lösung ist dem Ausländer daher 

bis auf Weiteres zugleich mit der Duldungserteilung nach § 82 

Abs. 1 Sätze 1 und 2 AufenthG aufzuerlegen, im Rahmen seiner 

Mitwirkungspflicht das erste Zwischenzeugnis (falls ein solches 

ausgestellt wird) und nachfolgend jedes Jahreszeugnis der 

Schule der Ausländerbehörde vorlegen zu müssen, damit diese 

ausbildungs- und damit duldungsrelevante Umstände (z.B. keine 

Erlaubnis zum Vorrücken in die nächste Jahrgangsstufe ohne 

Wiederholungsmöglichkeit, Entlassung bzw. vorzeitiges Abgehen 

von der Schule etc.) prüfen kann.  

 

Bei Zweifeln, ob es sich bei der angestrebten dualen Berufsausbil-

dung um eine qualifizierte Berufsausbildung im Sinn des § 60a 

Abs. 2 Satz 4 AufenthG handelt sowie bei Anhaltspunkten für ein 

Scheinausbildungsverhältnis (z.B. auffällig viele vollziehbar ausrei-

sepflichtige Auszubildende innerhalb kurzer Zeit bei einem sehr 

kleinen Ausbildungsbetrieb) oder eine sonstige missbräuchliche 

Ausgestaltung des Ausbildungsverhältnisses ist die zuständige 

Stelle bzw. Kammer zu beteiligen und um Prüfung zu bitten. Diese 

ist aus der als Anlage übersandten Bekanntmachung des Bundesin-

stituts für Berufsbildung (BIBB-Liste) ermittelbar. Zumeist wird es 

sich bei dem hier in Rede stehenden Personenkreis um die Hand-

werkskammer oder die Industrie- und Handelskammer handeln.  
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Bei Zweifeln, ob es sich bei der angestrebten schulischen Berufsausbil-

dung um eine qualifizierte Berufsausbildung im Sinn des § 60a Abs. 2 

Satz 2 AufenthG handelt, ist das für berufliche Schulen zuständige 

Sachgebiet der jeweiligen Regierung zu beteiligen 

 

In der Bescheinigung über die Aussetzung der Abschiebung (Duldung) 

ist folgende gesetzeswiederholende Nebenbestimmung aufzunehmen: 

„Duldung erlischt mit Nichtbetreiben oder Abbruch der Ausbildung“. 

 

4.5.6 Qualifizierte Berufsausbildung als unbegleitete Minderjährige eingereis-

ter Ausländer 
 

Da nun mit § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG ein Rechtsanspruch auf Dul-

dungserteilung zur Berufsausbildung eingeführt wurde, bedarf es – an-

ders als nach Ziffer 1.4 des aufgehobenen IMS vom 31.03.2015 (Az. 

IA2-2081-1-8) – keiner besonderen Maßgaben zur Förderung der Be-

rufsausbildung qualifizierter, als unbegleitete Minderjährige eingereister 

Ausländer mehr.  

 

Für diesen Personenkreis gilt das oben unter Ziffer 4.5.1.1 Ausgeführte 

ebenfalls. Voraussetzung für die Erteilung einer Duldung nach § 60a 

Abs. 2 Satz 4 AufenthG und einer Beschäftigungserlaubnis ist daher 

auch bei Ausländern, die als unbegleitete Minderjährige eingereist sind 

– der bisherigen Weisungslage entsprechend –, dass sie zuvor ein Asyl-

verfahren erfolglos durchlaufen haben. Es ist daher weiterhin darauf hin-

zuwirken, dass für diesen Personenkreis Asylanträge gestellt werden, 

zumal die Gesamtschutzquote des BAMF bei unbegleiteten Minderjähri-

gen im ersten Halbjahr 2016 auf 89,2 % gestiegen ist (s. Antwort der 

Bundesregierung vom 25.07.2016 auf eine Kleine Anfrage der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen, BT-Drs. 18/9273, Antwort auf Frage 6). Wäh-

rend des Asylverfahrens besteht – unter den oben in Ziffer 2 genannten 

Maßgaben – die Möglichkeit einer qualifizierten Berufsausbildung nach 

§ 61 AsylG.  

 



- 60 - 

 

 

Insbesondere als unbegleitete Minderjährige eingereiste Ausländer aus 

Staaten, in die eine Abschiebung grundsätzlich möglich ist, legen oft-

mals keinen Nationalpass oder andere Identitätsdokumente vor und wir-

ken an der Identitätsklärung nicht mit. Solange die Mitwirkung bei der 

Identitätsklärung verweigert wird, ist auch für den vorgenannten Perso-

nenkreis das absolute Erwerbstätigkeitsverbot des § 60b Abs. 5 Satz 2 

AufenthG bzw. § 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 AufenthG anwendbar.  

 

Um die sich daraus ergebende, oftmals für beide Seiten unbefriedi-

gende Situation aufzulösen, kann als unbegleitete Minderjährige einge-

reisten Ausländern in Aussicht gestellt werden, im Falle einer Offenle-

gung der Identität von der sofortigen Einleitung konkreter Maßnahmen 

zur Aufenthaltsbeendigung i. S. d. § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG abzu-

sehen und eine Duldung nach dieser Vorschrift samt Beschäftigungser-

laubnis zu erteilen. Voraussetzungen sind wie bislang: 

• Ablehnende Asylentscheidung des BAMF, 

• Besondere Integrationsleistung (überdurchschnittliche schulische 

Leistungen in Deutschland, gute deutsche Sprachkenntnisse), 

• Straflosigkeit und kein Extremismusbezug, 

• Vorlage eines gültigen Nationalpasses; wenn dies zeitnah nicht 

möglich ist, zumindest Identitätsklärung, 

• Heimreise und Durchführung eines Visumverfahrens für eine Auf-

enthaltserlaubnis zur Ausbildung (§ 17 AufenthG) unzumutbar, und 

• Nachweis eines gesicherten Ausbildungsplatzes. 
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5. Erteilung der Aufenthaltserlaubnis an Geduldete mit abgeschlosse-
ner qualifizierter Berufsausbildung zum Zweck der Beschäftigung 
nach § 18a AufenthG 

 

Mit § 18a Abs. 1a AufenthG wird für die Fälle, in denen eine Duldung 

nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG erteilt wurde, nach erfolgreichem 

Abschluss der Berufsausbildung ein Anspruch auf Erteilung einer Auf-

enthaltserlaubnis für eine anschließende Beschäftigung eingeführt. Die 

Beschäftigung muss der in der Berufsausbildung erworbenen Qualifika-

tion entsprechen. Des Weiteren müssen die Voraussetzungen des 

§ 18a Abs. 1 Nrn. 2 bis 7 AufenthG (u.a. ausreichende Kenntnisse der 

deutschen Sprache – vgl. § 2 Abs. 11 AufenthG) sowie die Zustimmung 

der BA vorliegen. Die Aufenthaltserlaubnis wird für zwei Jahre erteilt. Da 

es sich um eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Beschäftigung 

handelt, ist diese Aufenthaltserlaubnis mit der Perspektive eines Dauer-

aufenthaltsrechts im Rahmen der allgemeinen Bestimmungen des Auf-

enthaltsgesetzes verbunden. Die Zustimmung der BA wird ohne Vor-

rangprüfung erteilt (§ 18a Abs. 2 Satz 1 AufenthG). Die BA prüft ledig-

lich die Arbeitsbedingungen.  

Es ist zu beachten, dass ein Rechtsanspruch auf Aufenthaltserlaub-

niserteilung nach § 18a Abs. 1a AufenthG nur dann besteht, wenn der 

Geduldete die Berufsausbildung auf der Grundlage einer Duldung nach 

§ 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG absolviert hat. Nicht ausreichend ist es, 

wenn der Ausländer lediglich im Besitz einer Duldung nach § 60a Abs. 2 

(Satz 3 i. V. m.) Satz 4 AufenthG a.F. ist. Dafür spricht der Wortlaut des 

§ 18a Abs. 1a AufenthG, weil dort eine „Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 

4“ vorausgesetzt wird. Hätte der Gesetzgeber des Integrationsgesetzes 

auch solchen Geduldeten, die ihre Berufsausbildung auf der Grundlage 

von § 60a Abs. 2 Satz 3 i. V. m. Satz 4 AufenthG a.F. absolviert haben, 

einen nachfolgenden Anspruch auf Aufenthaltserlaubniserteilung einräu-

men wollen, hätte er dies im Wortlaut von § 18a Abs. 1a AufenthG durch 

eine Bezugnahme (auch) auf § 60 Abs. 2 Satz 3 AufenthG deutlich ma-

chen müssen. Gegen einen derartigen Willen des Gesetzgebers spricht 

aber der klare Regelungszusammenhang von § 18a Abs. 1a und § 60a 

Abs. 2 Sätze 4 bis 12 AufenthG, weil der Gesetzgeber in diesen Vor-
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schriften eine aufeinander abgestimmte Gesamtregelung zur Verwirkli-

chung der sog. „3+2-Regelung“ sieht (s. BR-Drs. 266/16, S. 22 f. [Zif-

fer 9] und S. 48 f. [zu Ziffer 8]).  

 

Die Inhaber einer Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3 (i. V. m. Satz 4 

a.F.) AufenthG (ebenso wie Ausländer, die während der Berufsausbil-

dung eine Duldung aus anderem Grund besessen hatten) können je-

doch nach erfolgreichem Berufsausbildungsabschluss eine Aufenthalts-

erlaubnis nach § 18a Abs. 1 AufenthG erhalten. Auf diese besteht je-

doch kein Anspruch; vielmehr steht sie im Ermessen der Ausländerbe-

hörde und die Erteilungsdauer ist gesetzlich nicht festgelegt. Wenn die 

Voraussetzungen des § 18a Abs. 1 AufenthG vorliegen, soll im Regelfall 

eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Im Fall der Ersterteilung ist je-

doch auch eine Aufenthaltserlaubnis nach § 18a Abs. 1 AufenthG in der 

Regel bereits für zwei Jahre zu erteilen.  

 

Gemäß § 18a Abs. 1b AufenthG ist eine Aufenthaltserlaubnis nach Ab-

satz 1a durch die Ausländerbehörde zu widerrufen (erlischt also nicht 

unmittelbar kraft Gesetzes), wenn das der Erteilung dieser Aufenthalts-

erlaubnis zugrunde liegende Arbeitsverhältnis aus Gründen, die in der 

Person des Ausländers liegen, aufgelöst wird oder der Ausländer wegen 

einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt 

wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder 

bis zu 90 Tagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsge-

setz oder dem Asylgesetz nur von Ausländern begangen werden kön-

nen, grundsätzlich außer Betracht bleiben. Bei § 18a Abs. 1b AufenthG 

handelt es sich um eine aufenthaltsrechtliche Sonderregelung zum Wi-

derruf, die gegenüber § 52 AufenthG vorrangig ist.  
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6. Beratung beschäftigungs- bzw. ausbildungswilliger Betriebe 
 

Die vorstehend dargelegte Rechts- und Weisungslage ist beschäfti-

gungs- bzw. ausbildungswilligen Betrieben oft nicht bekannt. Insbeson-

dere fehlen ihnen Kenntnisse zur konkreten aufenthaltsrechtlichen Situ-

ation eines Ausbildungsbewerbers. Vor allem Ausbildungsbetriebe be-

nötigen aber Planungssicherheit. Denn unter wirtschaftlichen Gesichts-

punkten wird der Abschluss eines Ausbildungsvertrags regelmäßig nur 

dann in Betracht kommen, wenn die Prognose erwarten lässt, dass der 

Betreffende seine Ausbildung abschließen und anschließend zumindest 

einige Zeit im Unternehmen arbeiten kann. Auf die Belehrungspflicht 

nach Ziffer 3 wird insofern verwiesen. 

 

Darüber hinaus werden die Ausländerbehörden gebeten, in geeigneter 

Weise beschäftigungs- bzw. ausbildungswilligen Betrieben für eine indi-

viduelle Beratung über die aufenthaltsrechtliche Situation eines Bewer-

bers zur Verfügung zu stehen. Dabei kann die Ausländerbehörde – ab-

hängig vom Herkunftsstaat – deutlich machen, ob eine Abschiebung ak-

tuell überhaupt in Betracht kommt oder ob die Person über ihre Identität 

täuscht und deshalb keine Beschäftigungserlaubnis erteilt werden kann. 

Des Weiteren kann bei Asylbewerbern schon vor Beschäftigungs- oder 

Berufsausbildungsaufnahme darüber aufgeklärt werden, dass nach ei-

nem negativen Abschluss des Asylverfahrens eine Verlängerung der 

Beschäftigungserlaubnis aus den unter Ziffer 3 genannten Gründen 

nicht möglich ist.  

 

Auf die Kooperationsvereinbarung des StMI mit der BA und Wirtschafts-

verbänden, übersandt mit IMS vom 02.03.2016, Az IA2-2086-1-68-2, 

wird hingewiesen. 

 

Wir bitten, die Ausländerbehörden und die Vertreter des öffentlichen Interesses in 

geeigneter Weise zu informieren. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Renner 
Ministerialrat
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Anlage 1 
 

Belehrung für Asylbewerber mit Beschäftigungserlaubnis 

 

Sehr geehrte(r) Inhaber(in) einer Beschäftigungserlaubnis, 

 

die Ihnen erteilte Beschäftigungserlaubnis gilt für den festgesetzten Zeitraum, erlischt aber 

kraft Gesetzes in dem Falle, dass Sie vollziehbar ausreisepflichtig werden. Sie können insbe-

sondere vollziehbar ausreisepflichtig werden, wenn Ihr Asylantrag endgültig (bestandskräftig) 

abgelehnt wurde. Sie dürfen dann nicht mehr arbeiten. 

 

Als vollziehbar ausreisepflichtige Person kann Ihnen nur dann erneut eine Beschäftigungser-

laubnis erteilt werden, wenn bei Ihnen ein Duldungsgrund vorliegt und Ihnen eine Duldung 

erteilt wurde. Falls Sie nach Eintritt der vollziehbaren Ausreisepflicht weiter arbeiten wollen, 

müssen Sie in jedem Fall die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis bei der Ausländerbe-

hörde unverzüglich neu beantragen. 

 

Vor einer Neuerteilung einer Beschäftigungserlaubnis ist die Ausländerbehörde insbeson-

dere gesetzlich verpflichtet zu prüfen, ob ein Beschäftigungs- bzw. Erwerbstätigkeitverbot bei 

Ihnen vorliegt. Bei Vorliegen eines solchen Verbotes kann Ihnen nicht erlaubt werden, wei-

terhin zu arbeiten. Ein solches Verbot kann insbesondere dann vorliegen, wenn Sie nach 

Eintritt der vollziehbaren Ausreisepflicht zum Wohnen in einer Aufnahmeeinrichtung (AN-

KER) verpflichtet sind oder Ihre Identität noch nicht geklärt ist.  

 

Die Klärung der Identität erfolgt in der Regel durch Vorlage des Nationalpasses bei der Aus-

länderbehörde.  

 

Unabhängig davon hängt die Frage, ob Ihnen eine Beschäftigungserlaubnis neu erteilt wer-

den kann, von den Umständen im Einzelfall ab (z.B. besondere individuelle Integrationsleis-

tungen, Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet, Kenntnisse der deutschen Sprache im Verhältnis 

zur bisherigen Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet, Art der Beschäftigung, begangene Strafta-

ten oder sonstige Verstöße gegen Rechtsvorschriften). 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 



- 65 - 

 

 

Anlage 2 
Belehrung für Asylbewerber in der Ausbildung 

 

Sehr geehrte(r) Inhaber(in) einer Beschäftigungserlaubnis, 

 

die Ihnen erteilte Beschäftigungserlaubnis zur Aufnahme einer qualifizierten Berufsausbil-

dung gilt für den festgesetzten Zeitraum, erlischt aber kraft Gesetzes in dem Falle, dass Sie 

vollziehbar ausreisepflichtig werden. Sie können insbesondere vollziehbar ausreisepflichtig 

werden, wenn Ihr Asylantrag endgültig (bestandskräftig) abgelehnt wurde. Sie dürfen dann 

Ihre Ausbildung nur unter bestimmten Voraussetzungen fortsetzen. 

 

Als vollziehbar ausreisepflichtige Person können Sie nur dann Ihre Ausbildung fortsetzen, 

wenn Ihnen eine Ausbildungsduldung und eine Beschäftigungserlaubnis neu erteilt werden. 

Beides müssen Sie nach Eintritt der vollziehbaren Ausreisepflicht bei der Ausländerbehörde 

neu beantragen. 

 

Vor einer Neuerteilung einer Ausbildungsduldung und Beschäftigungserlaubnis ist die Aus-

länderbehörde insbesondere gesetzlich verpflichtet zu prüfen, ob gesetzliche Ausschluss-

gründe für die Erteilung bei Ihnen vorliegen. Bei Vorliegen solcher Ausschlussgründe müs-

sen Sie Ihre Ausbildung abbrechen. Solche Ausschlussgründe können insbesondere dann 

vorliegen, wenn Ihre Identität noch nicht geklärt ist oder Sie erhebliche Straftaten begangen 

haben. 

 

Die Klärung der Identität erfolgt in der Regel durch Vorlage des Nationalpasses bei der Aus-

länderbehörde.  

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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Anlage 3 
 

Hinweis für einen Arbeitgeber eines Asylbewerbers mit Beschäftigungserlaubnis  

 

Sehr geehrte(r) Arbeitgeber(in) eines Asylbewerbers mit Beschäftigungserlaubnis, 

 

die Ihre(r)m Arbeitnehmer(in) erteilte Beschäftigungserlaubnis gilt nur für den festgesetzten 

Zeitraum, erlischt aber kraft Gesetzes in dem Falle, dass Ihr(e) Arbeitnehmer(in) vollziehbar 

ausreisepflichtig wird. Ihr(e) Arbeitnehmer(in) darf dann nicht mehr arbeiten. 

 

Als vollziehbar ausreisepflichtige Person kann ihr/ ihm nur dann erneut eine Beschäftigungs-

erlaubnis erteilt werden, wenn bei ihr/ ihm ein Duldungsgrund vorliegt und ihr/ihm eine Dul-

dung erteilt wurde. Falls sie/er nach Eintritt der vollziehbaren Ausreisepflicht weiter arbeiten 

will, muss sie/er in jedem Fall die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis bei der Ausländer-

behörde erneut beantragen. 

 

Vor einer Neuerteilung einer Beschäftigungserlaubnis ist die Ausländerbehörde insbeson-

dere gesetzlich verpflichtet zu prüfen, ob ein Beschäftigungs- bzw. Erwerbstätigkeitverbot bei 

Ihre(r)m Arbeitnehmer(in) vorliegt. Bei Vorliegen eines solchen Verbotes kann ihr/ihm nicht 

erlaubt werden weiter zu arbeiten. Ein solches Verbot kann insbesondere dann vorliegen, 

wenn Ihr(e) Arbeitnehmer(in) nach Eintritt der vollziehbaren Ausreisepflicht zum Wohnen in 

einer Aufnahmeeinrichtung (ANKER) verpflichtet ist oder ihre/seine Identität noch nicht ge-

klärt ist.  

 

Die Klärung der Identität erfolgt in der Regel durch Vorlage des Nationalpasses bei der Aus-

länderbehörde.  

 

Im Übrigen hängt die Frage, ob eine Beschäftigungserlaubnis neu erteilt werden kann, von 

den Umständen im Einzelfall ab (z.B. besondere individuelle Integrationsleistungen, Aufent-

haltsdauer im Bundesgebiet, Kenntnisse der deutschen Sprache im Verhältnis zur bisherigen 

Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet, Art der Beschäftigung, begangene Straftaten oder sons-

tige Verstöße gegen Rechtsvorschriften usw.). 

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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Anlage 4 
 

Hinweis für den Arbeitgeber eines Asylbewerbers in Ausbildung 

 

Sehr geehrte(r) Arbeitgeber(in) eines Asylbewerbers mit Beschäftigungserlaubnis 

für eine Ausbildung, 

 

die Ihre(r)m Arbeitnehmer(in) erteilte Beschäftigungserlaubnis gilt nur für den zur Absolvie-

rung einer qualifizierten Berufsausbildung festgesetzten Zeitraum, erlischt aber kraft Geset-

zes in dem Falle, dass Ihr(e) Arbeitnehmer(in) vollziehbar ausreisepflichtig wird. Sie/er kann 

insbesondere vollziehbar ausreisepflichtig werden, wenn ihr /sein Asylantrag endgültig (be-

standskräftig) abgelehnt wurde. Sie/er darf dann die Ausbildung nur unter bestimmten Vo-

raussetzungen fortsetzen. 

 

Als vollziehbar ausreisepflichtige Person kann Ihr(e) Arbeitnehmer(in)nur dann ihre/seine 

Ausbildung fortsetzen, wenn ihr/ihm von der Ausländerbehörde eine Ausbildungsduldung 

und eine Beschäftigungserlaubnis neu erteilt werden. Beides muss Ihr(e) Arbeitnehmer(in) 

nach Eintritt der vollziehbaren Ausreisepflicht bei der Ausländerbehörde neu beantragen. 

 

Vor einer Neuerteilung einer Ausbildungsduldung und Beschäftigungserlaubnis ist die Aus-

länderbehörde insbesondere gesetzlich verpflichtet zu prüfen, ob gesetzliche Ausschluss-

gründe für die Erteilung bei Ihre(r)m Arbeitnehmer(in) vorliegen. Bei Vorliegen solcher Aus-

schlussgründe muss sie /er die Ausbildung abbrechen. Ein solches gesetzliches Verbot kann 

insbesondere dann vorliegen, wenn ihre/seine Identität noch nicht geklärt ist oder sie/er er-

hebliche Straftaten begangen hat. 

 

Die Klärung der Identität erfolgt in der Regel in der Regel durch Vorlage des Nationalpasses 

bei der Ausländerbehörde.  

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung 
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